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Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Herr Abgeordneter Königshaus, ich gratuliere Ihnen
Ich rufe unseren Tagesordnungspunkt 4 auf:

Abgabe einer Regierungserklärung durch die
Bundeskanzlerin
zum Europäischen Rat am 25./26. März 2010
in Brüssel

Hierzu liegen ein Entschließungsantrag der Fraktion
der SPD, zwei Entschließungsanträge der Fraktion Die
Linke sowie ein Entschließungsantrag der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen vor. 

Diese Debatte wird im Übrigen außer im Parlaments-
fernsehen und in Phoenix auch im Hauptprogramm der
öffentlich-rechtlichen Rundfunk- und Fernsehanstalten
übertragen, 

(Beifall)
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was ich aus vielerlei Gründen ausdrücklich begrüße und
mit Respekt registriere.

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für
die Aussprache im Anschluss an die Regierungserklä-
rung 90 Minuten vorgesehen. – Ich höre keinen Wider-
spruch. Dann können wir so verfahren.

Das Wort zur Abgabe einer Regierungserklärung hat
die Bundeskanzlerin, Frau Dr. Angela Merkel.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die

schlimmste Weltwirtschaftskrise seit den 30er-Jahren
des letzten Jahrhunderts stellt die Europäische Union
und ihre Mitgliedstaaten weiter vor außerordentliche He-
rausforderungen. Hinzu kommen für uns alle die Aufga-
ben, die durch die zunehmende Alterung unserer Bevöl-
kerung, den drohenden Klimawandel und einen sich
zulasten Europas verschärfenden internationalen Wett-
bewerb entstehen. Es kann kein Zweifel bestehen: Eu-
ropa und die 27 Mitgliedstaaten müssen ihre Anstren-
gungen weiter verstärken, um diese außerordentlich
großen Herausforderungen meistern zu können. Es be-
steht aber auch kein Zweifel: Deutschland ist bereit
dazu. Ich bin überzeugt: Deutschland ist in der Lage, sei-
nen Beitrag für ein erfolgreiches Europa zu leisten.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wir alle wissen: Kein Mitgliedstaat der Europäischen
Union kann diese Aufgaben unserer Zeit im Alleingang
bewältigen. Wir brauchen einander. Wer das nicht er-
kennt, der hat die einzigartige Erfolgsgeschichte der eu-
ropäischen Einigungsidee nicht verstanden. Gemeinsam
sind wir stärker. 

Deshalb begrüße ich die Bemühungen der Europäi-
schen Präsidentschaft und der Europäischen Kommis-
sion für eine neue europäische Wachstumsstrategie, die
sogenannte Strategie EU 2020. Auf Eckpunkte dieser
EU-2020-Strategie wollen wir uns heute und morgen in
Brüssel einigen. Eine solche Strategie ist von großer Be-
deutung, weil im Binnenmarkt die europäischen Volks-
wirtschaften in einer unauflöslichen gegenseitigen Ab-
hängigkeitsbeziehung stehen. Wir erleben gerade in
diesen Tagen schmerzlich, dass Fehler in der Wirt-
schaftspolitik einzelner Staaten zu beträchtlichen ökono-
mischen Verwerfungen insgesamt führen können. Um-
gekehrt haben wir in der Geschichte der Europäischen
Union auch immer wieder erlebt, dass Strukturreformen
in einzelnen Mitgliedstaaten sich gegenseitig bereichern
können. Damit wirkt die Zusammenarbeit der Mitglied-
staaten zum Wohle aller in der ganzen Europäischen
Union. 

Ich kenne die Einwände, die gegen die neue EU-
2020-Strategie vorgebracht werden. Ich sage ausdrück-
lich: Ich nehme diese Einwände ernst, und ich weiß auch
um die Defizite, die schon die sogenannte Lissabon-
Strategie hatte. Vorneweg war eines dieser Defizite die
fehlende Prioritätensetzung und damit verbunden eine
mangelnde politische Verbindlichkeit. Wir haben in der
Lissabon-Strategie zum Schluss sage und schreibe
25 quantitative Ziele gezählt. Hinzu kommt eine noch
wesentlich größere Zahl an qualitativen Zielen. Am
Ende sieht man den Wald vor lauter Bäumen nicht mehr.
Genau das wollen wir ändern.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Deutschland hat deshalb gefordert, für die neue EU-
2020-Strategie den Zielkatalog deutlich zu reduzieren.
Ich freue mich, dass Präsident Van Rompuy jetzt ein
Konzept zur Reform der Lissabon-Strategie auf den
Tisch gelegt hat, das genau diesen Gedanken aufgreift. 

Dennoch: Wir dürfen trotz aller Unzulänglichkeiten
eines nicht vergessen: Viele der Reformen, die die Mit-
gliedstaaten in den Jahren vor der weltweiten Finanz-
und Wirtschaftskrise zur Stärkung ihrer Wettbewerbsfä-
higkeit durchgeführt haben, waren auch das Ergebnis ei-
nes Voneinander-Lernens, das Ergebnis genau dieser
Lissabon-Strategie, die das Benchmarking eingeführt
hatte und die uns immer wieder hat schauen lassen: Wie
machen es andere? 

Mit der neuen EU-2020-Strategie gehen wir zweierlei
an: Einerseits übernehmen wir die Stärken der Lissabon-
Strategie, und wir versuchen gleichzeitig, ihre Defizite
zu beseitigen: 

Erstens. Es werden nur noch einige wenige prioritäre
Ziele gesetzt. 

Zweitens – das ist vielleicht noch wichtiger –: Diese
wenigen EU-Ziele sollen mit der Verbesserung der inter-
nationalen Wettbewerbsfähigkeit Europas und der För-
derung eines nachhaltigen Wachstums in direktem Zu-
sammenhang stehen. Die Ziele sind also ausgerichtet auf
die Zielstellung der Strategie. 

Drittens. Für die Umsetzung dieser Ziele müssen die
Staats- und Regierungschefs konkret die Verantwortung
übernehmen.

Meine Damen und Herren, mit der EU-2020-Strategie
wollen und werden wir die Innovationsfähigkeit Euro-
pas stärken. Man muss ganz nüchtern sagen: Der An-
spruch der Lissabon-Strategie, dass wir der wettbe-
werbsfähigste und innovativste Kontinent schon bis
2010 sind, hat sich nicht erfüllt. Trotzdem bleibt das
Thema Innovationsfähigkeit natürlich auf der Tagesord-
nung.

Deshalb unterstütze ich ausdrücklich den Vorschlag
von Präsident Barroso, 3 Prozent des europäischen Brut-
toinlandsprodukts für Forschung und Entwicklung aus-
zugeben. In aller Bescheidenheit können wir hinzufü-
gen: Deutschland ist wie schon in anderen Bereichen
auch hier einer der Vorreiter in Europa. Wir werden auf
der Bundesseite das 3-Prozent-Ziel sehr schnell erfüllen.
Wir werden auch gesamtstaatlich daran arbeiten und ha-
ben uns vorgenommen, bis 2015 die Ausgaben für Bil-
dung und Forschung auf 10 Prozent des Bruttoinlands-
produkts zu steigern. 

Es reicht nicht aus, wenn sich die Europäische Union
das Ziel einer Beschäftigungsquote von 75 Prozent
setzt, wie das jetzt geplant ist. Es müssen dazu natürlich
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auch die richtigen Maßnahmen getroffen werden. Das
heißt, das 75-Prozent-Ziel können wir teilen. Aber wir
müssen das Erreichte – Deutschland hat dieses Ziel im
Wesentlichen erreicht – auch festigen und zukunftsfest
machen. Deshalb geht es neben Forschung und Entwick-
lung auch darum, bestehende Beschäftigungshemm-
nisse zu beseitigen, indem wir zum Beispiel die Auf-
nahme einer regulären Arbeit für die Bezieher von
Arbeitslosengeld II attraktiver ausgestalten wollen. Wir
werden das innenpolitisch anpacken und auch damit ei-
nen Beitrag zur Stärkung Europas leisten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Damit verbunden ist aber natürlich auch, dass diese
Zielsetzungen – das zeigt sich an einem weiteren Ziel –
auf die innere und spezifische Situation der Mitglied-
staaten ausgerichtet sein müssen. Jeder weiß: Gute Bil-
dung für alle, das ist die Voraussetzung für eine hohe
Rate qualifizierter Beschäftigung. Aber die Gegebenhei-
ten in den einzelnen Mitgliedstaaten sind unterschied-
lich. Ich kann und werde heute in Brüssel nicht einfach
ein pauschales EU-Ziel zur Quote der Hochschulabsol-
venten unterstützen; denn wir müssen zum Beispiel da-
rauf achten, dass die deutschen Berufsbildungsab-
schlüsse bestimmten Hochschulabschlüssen in anderen
Mitgliedstaaten durchaus ebenbürtig sind. Das müssen
wir miteinander vergleichen und dafür auch werben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Deshalb teile ich an dieser Stelle ausdrücklich die Auf-
fassung der Ministerpräsidenten der Länder: Hier gibt es
noch Beratungsbedarf, und die Zeit dafür werden wir
uns nehmen. 

Dennoch bin ich optimistisch, dass wir uns auf euro-
päischer Ebene auf ein vernünftiges Verfahren für ein
Bildungsziel verständigen können, und zwar unter einer
Voraussetzung: Es muss die spezifischen Gegebenheiten
der einzelnen Mitgliedstaaten berücksichtigen.

Meine Damen und Herren, ich habe es schon oft ge-
sagt und wiederhole es heute, weil man es nicht oft ge-
nug wiederholen kann: Niemals darf die große Heraus-
forderung der Bewältigung der weltweiten Finanz- und
Wirtschaftskrise gleichsam als Ausrede dafür herhalten,
andere große Herausforderungen in den Hintergrund tre-
ten zu lassen. Das muss auch für den heutigen EU-Rat
vermieden werden, weil etwa die Erfüllung der Klima-
und Energieziele der Europäischen Union keinen Auf-
schub duldet. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Der Strukturwandel in Richtung einer kohlenstoffar-
men Wirtschaft muss konsequent vorangetrieben wer-
den. Das hat dann natürlich auch einen ökonomischen
Mehrwert; denn wenn wir in Europa diesen Struktur-
wandel frühzeitig einleiten und umsetzen, wird dies zu
erheblichen Wettbewerbsvorteilen für unsere Industrie
im globalen Wettbewerb führen. Wir müssen also – das
muss uns leiten – unsere Chancen erkennen, und darüber
hinaus gilt: Wir müssen diese Chancen dann auch konse-
quent gemeinsam nutzen. Deshalb unterstütze ich aus-
drücklich den Vorschlag der EU-Kommission, die Erfül-
lung der vom Europäischen Rat unter deutscher
Präsidentschaft beschlossenen Energie- und Klimaziele
auch im Rahmen der EU-2020-Strategie zu verankern
und voranzubringen. 

Ich füge allerdings hinzu: Da die Wahrheit oft im
Kleingedruckten steckt, wird Deutschland ein waches
Auge auf die Diskussion haben, die in diesem Zusam-
menhang in der Europäischen Kommission im An-
schluss an den Europäischen Rat zum Thema Energie-
effizienz geführt wird. Deutschland nimmt die
Verantwortung, die sich durch eine Vorreiterrolle für den
Klimaschutz in Europa ergibt, weiterhin konsequent
wahr. Einen wichtigen Impuls für Fortschritte in den in-
ternationalen Verhandlungen werden wir auch noch ein-
mal mit der Ministerkonferenz des Bundesumweltminis-
ters für den Klimaschutz vom 2. bis 4. Mai in Bonn
setzen. 

Allerdings müssen wir auch darauf achten, dass sich
die vereinbarten Maßnahmen in der Europäischen Union
nicht gegenseitig widersprechen, sondern dass sie in sich
konsistent sind. So kann man nach meiner Auffassung,
wenn man sich zum Beispiel für den Zertifikatehandel
entscheidet, nicht gleichzeitig Steuern und Ähnliches
einführen. Das bringt kein konsistentes Bild in die ge-
samte Debatte.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich will Ihnen nicht
verschweigen, dass es bei der Beratung der EU-2020-
Strategie heute ein Thema geben wird, zu dem es von
mir für ein quantitatives Ziel keine Unterstützung geben
wird. Ich meine die Bekämpfung der Armut in
Europa. Natürlich: Alle wollen Armut bekämpfen, nie-
mand von uns findet sich mit ihr ab. Wir als Bundesre-
gierung verfolgen das gemeinsam mit den die Regierung
tragenden Fraktionen ganz konsequent. Außerdem gilt:
Soweit die Armutsbekämpfung über mehr Wachstum er-
reicht werden kann, gehört sie in die neue europäische
Strategie 2020. Aber – darum geht es mir – Armutsbe-
kämpfung ist viel mehr als wirtschaftliches Wachstum.
Sie ist eine sozialpolitische Aufgabe. Diese ist – ich erin-
nere an den Grundsatz der Subsidiarität – mit gutem
Grund Angelegenheit der Mitgliedstaaten. Da sollten wir
sie auch belassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Das ist ein klassisches Beispiel dafür, dass wir nicht
mehr alle Ziele aufnehmen können, die man für gut und
richtig hält, sondern dass man genau schauen muss: Wo
sind die Prioritäten? Wo muss man bestimmte Aufgaben
an die Mitgliedstaaten verweisen? 

Die Ziele der neuen EU-2020-Strategie werden heute
und morgen im Rat beraten. Nach den Vorschriften des
Vertrages von Lissabon sind sie für die Mitgliedstaaten
zwar rechtlich nicht bindend, dennoch – davon bin ich
überzeugt – werden sie eine nicht zu unterschätzende
politische Bindungswirkung entfalten. Denn in Zukunft
kommt gerade dem Rat bei dem Beschluss solcher Ziele
eine ungleich größere Verantwortung als früher zu, weil
wir auch für die Einhaltung dieser Ziele geradestehen
müssen. Deshalb ist es wichtig, dass wir, wenn die Kom-
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mission regelmäßig überprüfen will, ob wir diese Ziele
einhalten, auch zu Hause miteinander – das bedeutet die
Diskussion im Deutschen Bundestag, das bedeutet auch
die Diskussion mit dem Bundesrat – intensiver als früher
diskutieren; denn nur wenn ein solches Ziel breit getra-
gen wird von denen, die die parlamentarischen Entschei-
dungen in Deutschland fällen, kann ich das Ziel für
Deutschland umsetzen. Nur dann können wir auch ak-
zeptieren, dass die Kommission auf diese Einhaltung
pocht. Das heißt also, wir vereinbaren Ziele nur dann,
wenn wir gemeinsam, mehrheitlich in diesem Hause zu
der Überzeugung kommen, dass es die richtigen und
wichtige Ziele sind.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

In der Debatte um die Strategie EU 2020 wurde in
den vergangenen Wochen immer wieder die Verknüp-
fung des Stabilitätspaktes mit der neuen Wachstums-
strategie gefordert. Ich habe mich immer wieder konse-
quent, wie auch die ganze Bundesregierung dies getan
hat, dagegen gewendet. Ich hielte es für falsch, wenn wir
Wachstum gegen Stabilität ausspielen würden, wenn wir
den Stabilitäts- und Wachstumspakt aufweichen würden.
Ich hielte es sogar für verhängnisvoll.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Deshalb bin ich froh, dass das verhindert werden
konnte. Wir können uns eine Verwässerung des Stabili-
tätspaktes nicht leisten. Mit der Bundesregierung – ich
glaube, dafür auch die Unterstützung des Parlaments zu
haben – wird es sie nicht geben. Zur Rückkehr zu soli-
den Staatsfinanzen gibt es nämlich keine vernünftige
Alternative.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP –
Sigmar Gabriel [SPD]: Fangen Sie in Deutsch-
land schon mal an!)

Hier darf nicht getrickst werden. Sie brauchen sich auch
gar keine Sorgen machen, dass wir nicht anfangen. Al-
lein das Grundgesetz zwingt uns dazu. 

(Sigmar Gabriel [SPD]: Weiß Herr 
Westerwelle das auch?)

Das ist der richtige Ort, an dem die Schuldenbremse ver-
ankert ist.

Alle Mitgliedstaaten müssen diesen Weg gehen. Nur
mit der Rückführung der Defizite in jedem einzelnen
Mitgliedstaat kann Europa das Vertrauen in seine wirt-
schaftliche Stärke, seine gemeinsame Währung und
seine politische Handlungsfähigkeit sichern. Das ist un-
verzichtbar für die Zukunft Europas.

Aber wir spüren in diesen Wochen durchaus auch die
Grenzen des Stabilitätspaktes. Er war und ist nicht da-
rauf ausgerichtet, strukturelle Fehlentwicklungen und
den damit verbundenen Aufbau von erheblichen Un-
gleichgewichten in der EU zu erkennen. 

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aha!)

Um es klipp und klar zu sagen: Auf ein bewusstes Unter-
laufen seiner Kriterien, wie wir das im Falle Griechen-
lands erleben mussten, war und ist dieser Pakt nicht ein-
gestellt. Deshalb sage ich: Ein solches Unterlaufen muss
für die Zukunft unterbunden werden. Wir dürfen nicht
mit Europas Zukunft spielen. 

Ich werde das heute und morgen in Brüssel unmiss-
verständlich deutlich machen. Deutschland ist sich hier
seiner historischen Verantwortung bewusst. Die Wirt-
schafts- und Währungsunion wurde seinerzeit maßgeb-
lich von der deutschen Bundesregierung geprägt.
Helmut Kohl und Theo Waigel haben für ein Regelwerk
gekämpft, das die Stabilität des Euro dauerhaft garan-
tiert. Das hat sich ausgezahlt: Der Euro ist heute stabiler,
als die D-Mark es je war. Der Euro hat uns gerade bei
der Bewältigung der internationalen Finanzkrise sehr ge-
holfen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Als man die vertraglichen Grundlagen für die Einfüh-
rung des Euro geschaffen hat, hat man sich eine außerge-
wöhnliche Situation wie die schwerste Wirtschafts- und
Finanzkrise seit den 30er-Jahren des letzten Jahrhunderts
allerdings nicht vorgestellt. Ich füge hinzu: vielleicht hat
man es sich auch nicht vorstellen können; denn wir alle
sind mit Dingen konfrontiert worden, die außerhalb des-
sen waren, was wir erwartet haben. Deshalb wurden in
den europäischen Verträgen keine Vorkehrungen getrof-
fen, um eine solche Situation beherrschen zu können. 

Würde ein Mitglied der Währungsunion in der gegen-
wärtigen Situation zahlungsunfähig, bedeutete dies für
uns alle in Europa gravierende Risiken, auch für
Deutschland als größte Volkswirtschaft Europas. Wie
unkontrollierbare Kettenreaktionen entstehen und die
ganze Weltwirtschaft erschüttern können, haben wir im
Herbst 2008, nach dem Zusammenbruch von Lehman
Brothers, erlebt. Es ist also sowohl im europäischen als
auch im wohlverstandenen deutschen Interesse, schwer-
wiegende Störungen der Finanzstabilität in der Eurozone
oder der globalen Finanzmärkte zu vermeiden. 

So weit wollen und dürfen wir es nicht kommen las-
sen. Deshalb haben die Staats- und Regierungschefs
beim letzten EU-Gipfel, am 11. Februar, klar vereinbart:
Wenn es notwendig sein sollte, sind die Euromitglieds-
länder bereit, entschlossen und koordiniert zu handeln,
um die Finanzstabilität in der Eurozone insgesamt zu si-
chern. 

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nur über das Wie können sie sich nicht
einigen!)

Diese Vereinbarung – Sie erinnern sich – wurde ganz
wesentlich in einer Kooperation zwischen Deutschland
und Frankreich erreicht. Sie hat sich schon jetzt bewährt.
Heute, sechs Wochen später, können wir eine erste Zwi-
schenbilanz dieser Entscheidung ziehen. Wir stellen fest:
Es ist noch kein Euro und kein Cent für die Unterstüt-
zung Griechenlands ausgegeben worden. Bislang ist
Griechenland nicht zahlungsunfähig geworden. Auch
sind düstere Vorhersagen über die Entwicklung in ande-
ren Mitgliedstaaten nicht Realität geworden. Stattdessen
hat Griechenland ein ambitioniertes Sparprogramm be-
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schlossen und erfolgreich eine Anleihe an den Märkten
platziert. 

Ich glaube, sagen zu können, dass sich Europa am
11. Februar in einer Stunde der größten ökonomischen
und politischen Herausforderung als gleichermaßen ent-
schieden, aber auch besonnen gezeigt hat; das hat seine
Effekte gezeitigt. Ich wiederhole: Deutschland und
Frankreich haben dabei sehr eng zusammengearbeitet.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wir wissen: Jede weitere Entscheidung über die kurz-
fristige Stabilisierung eines Mitgliedstaats der Europäi-
schen Union muss im Einklang mit der langfristigen Sta-
bilität der Wirtschafts- und Währungsunion getroffen
werden. Ich bin mir als deutsche Bundeskanzlerin der
außerordentlich großen Verantwortung in dieser Stunde
bewusst. Denn das deutsche Volk hat im Vertrauen auf
einen stabilen Euro seinerzeit die D-Mark aufgegeben.
Dieses Vertrauen – das eint die ganze Bundesregierung –
darf unter keinen Umständen enttäuscht werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Deshalb sage ich: Ein guter Europäer ist nicht unbe-
dingt der, der schnell hilft. Ein guter Europäer ist der, der
die europäischen Verträge und das jeweilige nationale
Recht achtet und so hilft, dass die Stabilität der Euro-
zone keinen Schaden nimmt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Das war die Richtschnur des bisherigen Handelns des
Bundesfinanzministers, von mir und der gesamten Bun-
desregierung. Das ist die Richtschnur aller Entscheidun-
gen heute und morgen auf dem Rat und auch in Zukunft. 

Heute und morgen geht es darum, die Entscheidungen
des Rats vom 11. Februar zu spezifizieren, also darum,
fortzuschreiben, wie wir im äußersten Notfall als Ultima
Ratio – so haben wir es gesagt – agieren können, wenn
die Stabilität gefährdet ist, wenn ein Eurostaat keinen
Zugang zu den internationalen Finanzmärkten mehr hat,
wenn dieser Zugang also erschöpft ist. 

Für einen solchen Notfall haben die Finanzminister
Gemeinschaftshilfen ausgeschlossen und sich für bilate-
rale Hilfen ausgesprochen. 

Die Bundesregierung wird sich beim Rat heute und
morgen dafür einsetzen, dass im Notfall eine Kombina-
tion von Hilfen des IWF und gemeinsamen bilateralen
Hilfen in der Eurozone gewährt werden müsste. Aber
dies ist – ich sage es noch einmal – die Ultima Ratio. Ich
werde entschieden dafür eintreten, dass eine solche Ent-
scheidung – IWF plus bilaterale Hilfen – gelingt. Dabei
werden wir wieder sehr eng mit Frankreich zusammen-
arbeiten. Ich wiederhole: Es geht nicht um konkrete Hil-
fen, sondern um eine Spezifizierung und Fortschreibung
der Entscheidung vom 11. Februar.

Meine Damen und Herren, mit alldem dürfen wir un-
sere Arbeiten keinesfalls beenden; das würde nicht aus-
reichen. Denn eine Situation, wie wir sie nie vorausgese-
hen haben, kann nicht einfach übergangen werden,
sondern Europa muss daraus die richtigen Lehren für die
Zukunft ziehen. Wir müssen Vorkehrungen treffen, da-
mit sich eine solche Situation nicht wiederholen kann.
Wir haben gesehen, dass das aktuelle Instrumentarium
der Währungsunion unzureichend ist. Wolfgang
Schäuble hat darauf hingewiesen und weiterführende
Maßnahmen vorgeschlagen, die ich ausdrücklich unter-
stütze. Wir beraten schon heute eine Verordnung, die
Eurostat das Recht gibt, kritische Fragen direkt vor Ort
zu prüfen. 

(Sigmar Gabriel [SPD]: Donnerwetter!)

– Auch Sie waren daran beteiligt, als wir Eurostat das
verboten haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP –
Sigmar Gabriel [SPD]. Herr Steinbrück hat Ih-
nen doch gesagt, was Sie machen müssen!)

Tricksereien muss ein Riegel vorgeschoben werden.
Aber mehr Eingriffsbefugnisse für Eurostat allein wer-
den nicht ausreichen. Wir müssen mit Blick auf die Zu-
kunft folgende Fragen beantworten: Was passiert, wenn
trotz aller Vorkehrungen ein Eurostaat zahlungsunfähig
wird? Welche Möglichkeiten gibt es, dies in ein geordne-
tes Verfahren zu bringen, ohne dass die Stabilität der
Währungsunion erschüttert wird, sondern dass sie ge-
schützt wird? 

Deshalb werde ich mich auch für erforderliche Ver-
tragsänderungen einsetzen, damit Fehlentwicklungen
durch geeignete Sanktionen früher und effektiver be-
kämpft werden können. Hier steht insbesondere die
Stärkung des Defizitverfahrens auf der Agenda. Das
ist eine Aufgabe, die weit über den heute beginnenden
EU-Rat hinausreicht. Sie will wohl überlegt sein. Aber
auf Dauer werden wir einer solchen Antwort nicht aus-
weichen können. 

Eines möchte ich an dieser Stelle noch erwähnen,
wenn auch nur am Rande: Es ist geradezu absurd,
Deutschland mit seiner wettbewerbsstarken Wirtschaft
gleichsam zum Sündenbock für die Entwicklung zu ma-
chen, die wir jetzt zu bewältigen haben.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD)

Unsere Kritiker in Europa verkennen, dass unsere Ex-
portgewinne zum Teil in die Defizitländer zurückflie-
ßen und dass Deutschland auch das größte Importland
Europas ist. Deutsche Unternehmen haben 500 Milliar-
den Euro in der EU investiert und beschäftigen dort
mehr als 2,7 Millionen Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer. Damit leisten wir einen wichtigen Beitrag zur
Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit Europas, auch auf
den Weltmärkten. Darauf können wir zu Recht stolz
sein.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD)

Meine Damen und Herren, die Staats- und Regie-
rungschefs werden auf ihrem heute beginnenden Gipfel
ein neues und anspruchsvolles Kapitel der wirtschaftli-
chen Zusammenarbeit Europas aufschlagen. Wir werden
in Europa noch stärker zusammenrücken. Wir werden
damit unsere Interessen in der Welt noch besser vertreten
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können. Unsere politische Generation wird auch in unse-
rer Zeit der großen Verantwortung gerecht, die uns die
Gründer der wunderbaren Idee der Einigung Europas vor
über 50 Jahren mit auf den Weg gegeben haben.

Europa ist Friedensgemeinschaft, Europa ist Rechts-
gemeinschaft, Europa ist Stabilitäts- und Wachstumsge-
meinschaft, Europa ist unsere Zukunft. Diese Idee zu
schützen und zu wahren, das war und das ist jede Mühe
und Anstrengung wert. Dafür setzt sich die Bundesregie-
rung und dafür setze ich mich in den nächsten beiden Ta-
gen ganz persönlich ein.

Herzlichen Dank.

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort zu-

nächst der Kollegin Dr. Angelica Schwall-Düren für die
SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Angelica Schwall-Düren (SPD): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe

Kolleginnen und Kollegen! Ich bin sehr enttäuscht über
Ihre Erklärung, Frau Bundeskanzlerin.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN – Zurufe von der CDU/CSU: Oh! –
Das ist aber schade! – Das war klar!)

Sie haben angekündigt, dass beim heute beginnenden
Europäischen Rat ein neues und anspruchsvolles Kapitel
der wirtschaftlichen Zusammenarbeit in Europa aufge-
schlagen werden soll. Frau Kanzlerin, ich vermisse den
anspruchsvollen und leidenschaftlichen Beitrag der Bun-
desregierung zu dieser Strategie, die uns in den nächsten
zehn Jahren zu wirtschaftlichem, sozialem und ökologi-
schem Erfolg führen soll.

(Beifall bei der SPD)

Stattdessen, Frau Bundeskanzlerin, erklären Sie uns,
welche von der Kommission vorgeschlagenen Ziele Sie
zwar gut finden, aber doch bitte nicht so genau festge-
schrieben haben wollen. Man könnte die schwarz-gelbe
Koalition sonst ja gegebenenfalls daran messen, ob sie
tatsächlich Entscheidendes getan hat, um die Chancen-
gleichheit in der Bildung herzustellen oder die Armut
abzubauen. Wo, sehr verehrte Frau Bundeskanzlerin, ist
denn der kräftige Pinselstrich dieser Regierung im Hin-
blick auf die Strategie EU 2020, der unsere europäischen
Gesellschaften wirklich mit Innovationen voranbringt?

(Thomas Oppermann [SPD]: Davon haben wir 
nichts gespürt!)

Sie sagen, Sie unterstützten die unter deutscher Präsi-
dentschaft beschlossenen Energie- und Klimaziele der
Union. Aber Misstrauen ist angesagt. Denn gleichzeitig
haben Sie dem Rats- und dem Kommissionspräsidenten
brieflich übermittelt, dass Sie auf dem März-Gipfel kei-
nen quantifizierten Zielen zustimmen können, deren Er-
füllung von der Kommission nicht belegt werden könne.

(Joachim Poß [SPD]: Hört! Hört!)

Hier schleicht sich die Klimakanzlerin davon.

(Beifall bei der SPD)

Genauso haben Sie im Haushalt nicht die Mittel zur Ver-
fügung gestellt, die zur Erreichung des Klimaschutzes in
den Entwicklungsländern notwendig sind. 

Frau Kanzlerin, das passt zu den verheerenden Signa-
len, die Ihre Regierung in Deutschland selbst setzt: Die
Förderung der erneuerbaren Energien wird von heute auf
morgen reduziert, und die Investoren werden damit ver-
unsichert. Die Markteinführungsprogramme für Effi-
zienztechnologien und Wärmeerzeugung werden ge-
kürzt und gesperrt. Die Wärmedämmung wird nur noch
halbherzig unterstützt. Wegen der anstehenden Entschei-
dung über die Laufzeitverlängerung von Atomkraftwer-
ken sind die Kraftwerkserneuerungsprogramme auf Eis
gelegt. So kann schon Deutschland seine Klimaziele
nicht erreichen.

(Beifall bei der SPD)

Sehr geehrte Frau Bundeskanzlerin, Sie sagen uns,
Europa müsse noch stärker zusammenrücken. Wie soll
das denn geschehen? Die Staats- und Regierungschefs
– so darf ich Sie zitieren – müssten dafür geradestehen,
die gemeinsam erarbeiteten Empfehlungen zu Hause
umzusetzen. – Wenn Sie sich nicht für eine stärkere
wirtschaftspolitische Koordinierung einsetzen, dann
bleibt Ihr Verweis auf eine Wirtschaftsregierung nur ein
leeres Zugeständnis an Staatspräsident Sarkozy und eine
Mogelpackung.

(Beifall bei der SPD)

Der Europäische Rat bereitet auch den G-20-Gipfel in
Toronto vor. Das wichtigste Thema wird die Reform des
Finanzsektors sein. Eine international vereinbarte
Steuer auf den Handel von Finanzprodukten würde zu
einer Entschleunigung des Finanzroulettes beitragen.
Leider ist nicht klar, ob die Bundesregierung eine solche
Steuer weiterhin unterstützt.

(Beifall bei der SPD)

Heute wäre der richtige Zeitpunkt gewesen, den Deut-
schen Bundestag darüber zu informieren.

(Joachim Poß [SPD]: Sehr wahr! Nirgendwo 
aufgestellt, diese Regierung!)

Wenn wir von Verantwortung sprechen, dann, Frau
Bundeskanzlerin, muss ich Ihnen sagen: Sie sind Ihrer
Verantwortung in den letzten Wochen nicht gerecht ge-
worden.

(Beifall bei der SPD)

In diesen Wochen, in denen sich viele Menschen Sorgen
um die Stabilität des Euro und um den Zusammenhalt
der Währungsunion machen, betreiben Sie und Ihre Re-
gierung eine unstete und unentschlossene Politik, eine
Politik der Unentschiedenheit und des Attentismus. Sie
sagen heute: Griechenland wird nicht geholfen. – Mor-
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gen verkündet der Finanzminister, er setze sich für einen
EWF ein. Und vom Außenminister ist dröhnendes
Schweigen zu vernehmen. Das ist eine unehrliche und
opportunistische Verhaltensweise.

(Beifall bei der SPD – Jürgen Trittin [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Was für ein Außen-
minister?)

Ja, Griechenland hat seine schwierige Lage überwie-
gend selbst verursacht. Während der frühere griechische
Ministerpräsident Karamanlis mit Goldman Sachs ge-
zockt hat, erweist sich der heutige Ministerpräsident
Papandreou aber als wahrer Patriot. Er – das sollten Sie
zur Kenntnis nehmen – und die aktuelle Regierung ha-
ben mit der Politik der Vorgängerregierung gebrochen.
Die jetzige Regierung bettelt nicht um Hilfe. Papandreou
hat seiner Bevölkerung ein strenges Spar- und Reform-
paket verordnet, das seinesgleichen sucht. Er nimmt ein
hohes persönliches, aber auch ökonomisches und sozia-
les Risiko für sein Land auf sich. 

Heute ist übrigens griechischer Nationalfeiertag. Wir
wünschen der griechischen Bevölkerung von hier aus
Mut, Kraft und Erfolg bei den Reformbemühungen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU, der FDP und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Der Ministerpräsident will, dass Griechenland die
Krise aus eigener Kraft bewältigt. Aber Sie, Frau
Merkel, fallen ihm in den Rücken.

(Zuruf von der CDU/CSU: Was?)
Jedes Mal, wenn Sie sich äußern und verkünden, nein,
über Hilfsprogramme spreche man nicht, ja, Griechen-
land müsse seine Probleme allein lösen, nein, es gebe
keinen Anlass, über Hilfen zu spekulieren, heizen Sie die
Spekulationen an.

(Beifall bei der SPD)
Jedes Mal, wenn Sie sprechen, fallen die Kurse für Grie-
chenland, und der Spread steigt; das heißt, die Griechen
müssen mehr als doppelt so hohe Zinsen wie Deutsch-
land für Anleihen bezahlen.

(Die Rednerin hält ein Schriftstück hoch)
Ich darf Ihnen hier ein unverdächtiges Blatt zeigen.

Diese Grafik bildet die Kursschwankungen ab. Die
Financial Times Deutschland schreibt: Merkels riskantes
Spiel mit den Märkten. Offensichtlich, Frau Bundes-
kanzlerin, wollen Sie nach der Methode der Zeitung mit
den vier großen Buchstaben das vermeintliche Bauchge-
fühl potenzieller Wähler in NRW ansprechen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN –
Joachim Poß [SPD]: Sehr wahr! – Thomas
Oppermann [SPD]: Durchsichtig!)

In Wahrheit verunsichern Sie die Bevölkerung. Sie be-
schädigen Ihren Finanzminister. Sie verprellen die euro-
päischen Partner, indem Sie ihnen die kalte Schulter zei-
gen. Mit Ihrem Verhalten kündigen Sie die europäische
Solidarität auf.

(Zuruf von der CDU/CSU: Absurd!)
Sie brechen mit der Tradition der deutschen Europa-
politik all Ihrer Vorgänger. Sie isolieren Deutschland in
Europa. 

Dies alles, Frau Bundeskanzlerin, sind keineswegs
moralisierende Vorhaltungen. Ökonomischer Sachver-
stand müsste Ihnen klarmachen, dass Sie mit Ihrem Hin
und Her die Spekulationsjongleure stärken. Der Devi-
senmarkt interpretiert die von Ihnen genährten Spekula-
tionen bereits als Schwäche des Euro. Wenn es so wei-
tergeht, wird bald nicht nur Griechenland Hilfe
benötigen. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Auch die 
SPD!)

Auch Portugal ist bereits im Visier der Spekulanten. 

Die Stabilität der Eurozone liegt im ureigenen deut-
schen Interesse. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Helmut Schmidt und Helmut Kohl wussten beide, dass
das Wohlergehen der Europäischen Union auch Wohl-
stand für Deutschland bedeutet. Deutschlands Interessen
können nicht gegen die Interessen der EU gestellt wer-
den. Die wiederholt vorgetragene Forderung der Bun-
desregierung, ein Mitgliedsland gegebenenfalls aus der
Eurozone auszuschließen, widerspricht dem EU-Vertrag.
Die Diskussion über einen möglichen Rausschmiss muss
so schnell wie möglich beendet werden, um Schlimme-
res zu verhindern. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie des 
Abg. Dr. Gregor Gysi [DIE LINKE])

Statt zu spalten, sollte die Bundesregierung konstruktive
Vorschläge machen, wie weiteren Wirtschafts- und Fi-
nanzkrisen in der EU vorgebeugt werden kann und wie
solche Krisen gegebenenfalls gemanagt werden sollen.
Das Ziel muss sein, Heterogenität zu verringern, Innova-
tionen voranzubringen, die Produktivität nachhaltig zu
steigern und die Kaufkraft zu stärken. Nur so können wir
wirtschaftliche Ungleichgewichte verringern und ge-
meinsam stark sein. 

Frau Bundeskanzlerin, wir sollten uns nicht vom Au-
ßenminister von Luxemburg sagen lassen müssen, dass
die EU eine Schicksalsgemeinschaft ist. Wer sollte dies
besser wissen als wir Deutschen? Frau Merkel, greifen
Sie die Initiative des Präsidenten des Europäischen Ra-
tes, Van Rompuy, des spanischen Ministerpräsidenten
Zapatero und des Vorsitzenden der Eurogruppe, Juncker,
auf und werden Sie Ihrer Verantwortung in und für Eu-
ropa und Deutschland gerecht.

Danke schön.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Das Wort erhält nun die Kollegin Birgit Homburger

für die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)
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Birgit Homburger (FDP): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Mit

der Diskussion über die Strategie Europa 2020 für
Wachstum und Beschäftigung werden die Lehren aus der
gescheiterten Lissabon-Strategie gezogen. Das ist gut so.
Bei der Lissabon-Strategie hatte man sich zu viel auf zu
vielen Gebieten vorgenommen, vor allen Dingen auf Ge-
bieten, auf denen die EU keine eigene Kompetenz hat.
Damit hat man der europäischen Integration keinen Ge-
fallen getan. 

Deshalb ist es gut, dass der Schwerpunkt jetzt auf
Schlüsselbereiche gelegt wird, dass weniger Ziele, dafür
aber erreichbare Ziele definiert werden. Es ist auch gut,
dass eine Koordinierung erfolgt. Genauso wichtig ist es
aber, dass dort, wo die Mitgliedstaaten die Kompetenz
und die Verantwortung haben, weiter die Mitgliedstaaten
handeln.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Mit Blick auf die Diskussion in den letzten Tagen ist
festzustellen, dass das Ziel nicht die Konvergenz der
Mitgliedstaaten in Richtung des kleinsten gemeinsamen
Nenners sein kann. Die europäischen Volkswirtschaften
bilden kein nach außen abgeschlossenes Nullsummen-
spiel, wo sich die Besten nur zurücklehnen müssten, da-
mit es allen anderen besser geht. Wir befinden uns in ei-
nem internationalen Wettbewerb. Deshalb ist es wichtig,
dass wir deutlich machen: Niemandem in Europa ist ge-
holfen, wenn sich die Wettbewerbsfähigkeit Deutsch-
lands verschlechtert. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Deshalb werden wir weiter daran arbeiten, die Wettbe-
werbsfähigkeit dieses Landes zu stärken.

Die Grundlage unseres Wohlstands sind gut ausgebil-
dete und motivierte Menschen, die Produkte und Dienst-
leistungen in hoher Qualität erfinden und erzeugen bzw.
bereitstellen. 

Unsere Wettbewerbsfähigkeit gegenüber Ländern au-
ßerhalb der EU hängt wesentlich von Bildung, For-
schung und Innovation ab. Deshalb ist es gut, dass hier
Ziele definiert werden, zum Beispiel, 3 Prozent des
Bruttoinlandsprodukts für Forschung und Entwicklung
aufzuwenden. Wir haben uns in Deutschland vorgenom-
men, bis zum Jahr 2015 10 Prozent für Bildung und For-
schung auszugeben.

Wir sind der Überzeugung, dass es mehr Investitionen
in die Köpfe von Menschen bedarf. Das haben wir schon
jetzt im Haushalt 2010 umgesetzt, indem wir 750 Millio-
nen Euro zusätzlich für Bildung und Forschung einge-
stellt haben, und wir werden im Laufe dieser Legislatur-
periode 12 Milliarden Euro zusätzlich in diesen Bereich
investieren, weil wir überzeugt sind, dass das ein Schlüs-
selbereich ist, und weil wir der Auffassung sind, dass wir
auf dem Weg zu Innovationen in der Bildung einen
Schwerpunkt setzen müssen.

(Joachim Poß [SPD]: Trotzdem wollt ihr 
Steuerkürzungen vornehmen!)
Wir können es uns nicht erlauben, kreative Köpfe auf
dem Bildungsweg zu verlieren. Deshalb setzen wir als
Koalition diese Schwerpunkte, und sie sind richtig.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Ich möchte an dieser Stelle aber auch sagen: Frau
Bundeskanzlerin, Sie haben unsere volle Unterstützung,
wenn Sie nicht dafür eintreten, dass ein pauschales EU-
Ziel zur Quote von Hochschulabsolventen eingeführt
wird. Ich sage das ganz ausdrücklich mit Blick beispiels-
weise auf den sehr speziellen Studiengang der Berufs-
akademien, der sehr praxisorientiert ist und eine exzel-
lente Ausbildung darstellt. Das muss auch entsprechend
gewertet werden. 

In der bildungspolitischen Werteskala ist das deutsche
System der beruflichen Aus- und Weiterbildung in Eu-
ropa zu niedrig eingeordnet. Wir sind der Meinung, dass
es eine Gleichwertigkeit der betrieblichen und der aka-
demischen Ausbildung gibt. Wenn ich mir die hochwer-
tige Meisterausbildung in Deutschland anschaue, dann
wird klar, dass wir erwarten müssen, dass das auch in
Europa den entsprechenden Respekt und die entspre-
chende Beachtung findet.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Zur Energie- und Klimapolitik will ich hier nur eine
kurze Bemerkung machen. Es ist gut, dass das in der
Strategie EU 2020 erstmals aufgenommen worden ist
und vorangetrieben werden soll. Wir haben uns hier in
Deutschland als Koalition sogar ehrgeizigere Ziele ge-
setzt, Frau Schwall-Düren,

(Dr. Eva Högl [SPD]: Oh ja!)

und wir werden die Erreichung dieser Ziele durch das
Energiekonzept und die Überprüfung des integrierten
Energie- und Klimaprogramms in Deutschland entschie-
den voranbringen.

Wir haben in den letzten Tagen eine zentrale Diskus-
sion über den Stabilitätspakt geführt; das ist jetzt auch
in der Regierungserklärung der Bundeskanzlerin zu
Recht angesprochen worden. Es ist ja gefordert worden,
den Stabilitätspakt mit der EU-Strategie 2020 zu ver-
knüpfen. Wir sind froh, dass es gelungen ist, das zu ver-
hindern. Der Stabilitätspakt darf nicht aufgeweicht wer-
den.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Wir haben bei der Einführung des Euro für diesen
Stabilitätspakt gekämpft, und wir werden ihn weiter mit
aller Macht verteidigen. Ich denke, dass es richtig ist,
dass alle Mitgliedstaaten zunächst einmal ihre Hausauf-
gaben machen müssen. Der Kern dabei sind solide
Staatsfinanzen. Diese Koalition hat sich genau das auch
für Deutschland vorgenommen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Der Präsident der Europäischen Kommission,
Barroso, hat geäußert: Ohne Solidarität gäbe es keine
Stabilität. – In dieser Woche fand der Besuch des Präsi-
denten des Europäischen Parlaments, Herrn Buzek, statt,
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der in unserer Fraktion mit uns diskutiert und deutlich
gemacht hat, dass Solidarität Verantwortung erfordert.
Deshalb sage ich an dieser Stelle ganz ausdrücklich: Wir
begrüßen die Schritte, die Griechenland jetzt eingeleitet
hat. 

Ich sage aber auch sehr deutlich, dass es wichtig ist,
dass Hilfen eben nicht „ins Schaufenster gestellt“ wor-
den sind, sondern dass die Bundeskanzlerin und die
Bundesregierung in den Verhandlungen auf europäischer
Ebene deutlich gemacht haben, dass wir erwarten, dass
Griechenland eigene Anstrengungen unternimmt. Diese
Anstrengungen wollen wir unterstützen, und wir begrü-
ßen sie auch.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Frau Schwall-Düren, entgegen Ihrer Analyse ist es
nämlich so, dass es durch die Art und Weise, in der die
Bundesregierung agiert hat, wieder zu mehr Stabilität
gekommen ist. Die Bundesrepublik Deutschland spielt
eine maßgebliche Rolle bei der Bewältigung der Krise.
Das ist wichtig. Deshalb hat die Bundeskanzlerin bei
dieser Verhandlungsstrategie ganz ausdrücklich unsere
Unterstützung. Ich sage auch, Frau Bundeskanzlerin:
Sollte am Ende ein Ergebnis stehen, bei dem der IWF
und damit auch die spezifischen Kompetenzen und Fä-
higkeiten des IWF mit ins Boot geholt werden, dann fin-
det das ausdrücklich die Unterstützung unserer Fraktion
und – ich glaube – auch der gesamten Koalition.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Abschließend, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, möchte ich noch eine Bemerkung machen: Ich bin
davon überzeugt, dass über das hinaus, was jetzt bespro-
chen worden ist, bei der Bewältigung der Finanz- und
Wirtschaftskrise auch europäisch gehandelt werden
muss. Wir als Koalition haben in dieser Woche eine be-
merkenswerte Initiative auf den Weg gebracht und deut-
lich gemacht, dass diejenigen, die die Krise verursacht
haben, auch dafür geradestehen und an den Kosten betei-
ligt werden müssen. 

Wir sind der Auffassung, dass es weiterer Initiativen
bedarf. Es muss auf europäischer Ebene auch über die
Frage der Produktaufsicht und Produktregulierung ge-
sprochen werden. Da, wo wir europäisch handeln kön-
nen, sollten wir das auch tun. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das Ziel ist eine
neue Verantwortungsethik in der Wirtschaft. Das wollen
wir. Denjenigen, die die Verantwortung tragen und die
Entscheidungsmöglichkeiten haben, muss klar sein, dass
sie auch das Risiko tragen und die Verantwortung über-
nehmen müssen. Das durchzusetzen, ist eine ganz we-
sentliche Aufgabe, die sich diese Koalition vorgenom-
men hat. 

(Widerspruch von der SPD)

Wir werden uns dabei nicht auf Deutschland beschrän-
ken, sondern auch auf europäischer Ebene Initiativen er-
greifen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)
Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Das Wort hat nun der Kollege Dr. Gregor Gysi für die

Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Gregor Gysi (DIE LINKE): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Frau

Homburger, an Ihnen schätze ich am meisten, dass die-
ses Pult hochgefahren werden muss, wenn Sie vor mir
gesprochen haben. Das ist bei mir so selten der Fall. 

(Heiterkeit)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Herr Gysi, wenn wir Ihnen damit eine besondere

Freude machen können, würde ich mich darum bemü-
hen, dass wir das vor Beginn einer Rede von Ihnen prin-
zipiell so einführen.

Dr. Gregor Gysi (DIE LINKE): 
Dann machen Sie das öfter. 

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
LINKEN)

Aber bitte ziehen Sie mir das nicht von der Redezeit ab.

Ich habe gehört, Frau Bundeskanzlerin, dass beim
EU-Gipfel die Verabschiedung eines Programms mit
dem Titel „Europa 2020 – eine Strategie für intelligen-
tes, nachhaltiges und integratives Wachstum“ vorgese-
hen ist. Dann ist mir eingefallen, dass es seit dem
Jahre 2000 schon eine Lissabon-Strategie gab. Laut Lis-
sabon-Strategie sollte die Europäische Union bis 2010 –
daran möchte ich erinnern – zum wettbewerbsfähigsten,
dynamischsten wissensbasierten Wirtschaftsraum der
Welt werden. Nun hat auch die EU-Kommission festge-
stellt, dass von diesen Zielen keines erreicht ist. Es wa-
ren mehr Arbeitsplätze und ein größerer sozialer Zusam-
menhalt versprochen. Davon kann keine Rede sein.
Dieser Zehnjahresplan ist gescheitert.

(Zuruf von der CDU/CSU: Es klappt aber 
nicht mit der Planwirtschaft!)

Nun kennen wir beide ja auch die Fünfjahrespläne aus
staatssozialistischen Ländern, die alle gescheitert sind. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Deshalb sage ich: Ihr Vorhaben, einen zweiten Zehnjah-
resplan zu starten, wird ebenso scheitern.

(Beifall bei der LINKEN)

Nun sind in dem Programm einige konkrete Ziele
festgelegt – Sie haben sie genannt –: die Steigerung der
Ausgaben für Forschung und Entwicklung, mehr Ausga-
ben für Bildung, eine wirksamere Armutsbekämpfung,
eine Beschäftigungsquote von 75 Prozent – diese Quote
liegt in Deutschland jetzt bei 69,4 Prozent, allerdings
einschließlich der gesamten prekären Beschäftigung –,
außerdem sind Energie- und Klimaprogramme vorgese-
hen.
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Sie sagen jetzt aber, Frau Bundeskanzlerin: Deutsch-
land wird weder bei der Höhe der Bildungsausgaben
noch bei der Armutsbekämpfung konkrete Ziele verfol-
gen. – Das lehnen Sie einfach ab. Gleichzeitig sagen Sie,
dass man sich auf Schwerpunkte konzentrieren muss.
Darf ich das so verstehen, dass Armutsbekämpfung
nicht Ihr Schwerpunkt ist? Es wird aber höchste Zeit,
dass wir in Deutschland Armut sehr wirksam bekämp-
fen.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich nenne Ihnen dazu einige Zahlen: In Deutschland
gibt es den größten Niedriglohnsektor aller Industrie-
staaten: Er umfasst ein Viertel der Beschäftigten. Hinzu
kommen die prekären Jobs: die 400-Euro-Jobs und an-
dere Minijobs, befristete Arbeitsverhältnisse und die
Aufstockerinnen und Aufstocker, die eine Vollzeitbe-
schäftigung haben, aber so wenig verdienen, dass sie
zum Sozialamt geschickt werden müssen. Es ist indisku-
tabel, was wir diesbezüglich in Deutschland haben.

(Beifall bei der LINKEN)

Der Niedriglohnsektor umfasst, wie gesagt, ein Vier-
tel der Beschäftigten. Das betrifft 9 Millionen Menschen
in Deutschland. Als prekär Beschäftigte haben wir
5 Millionen in Teilzeit, 2,6 Millionen in Minijobs und
500 000 in Leiharbeit. Das sind insgesamt fast 7,7 Mil-
lionen Beschäftigte. 2,7 Millionen haben eine befristete
Beschäftigung. 2 Millionen unserer Kinder leben in Ar-
mut. Und dann sagen Sie, Armutsbekämpfung sei nicht
Ihr Schwerpunkt. Ich finde, das muss der Schwerpunkt
der Politik einer Bundesregierung werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Im Übrigen hat die Armut von heute später Folgen – Sie
kennen doch die Studie –: Es ist festgestellt worden, dass
die Rentnerinnen und Rentner in den neuen Bundeslän-
dern in wenigen Jahren im Durchschnitt unter dem
Grundsicherungsniveau liegen werden, weil es jetzt so
viel prekäre Beschäftigung gibt. 

Es ist festgestellt worden, dass wir in Deutschland im
Vergleich zu allen anderen Euro-Staaten die niedrigsten
Lohnstückkosten haben. Das wird durch Lohndumping
erreicht, was übrigens auch den Handel der anderen Län-
der deutlich erschwert.

Kommen wir zur Bildung. Im Vergleich zu den ande-
ren EU-Ländern geben wir in diesem Bereich jährlich
40 Milliarden Euro zu wenig aus, Frau Bundeskanzlerin.
Wieso wollen Sie sich hier nicht auf Zahlen festlegen?
Wenn wir etwas brauchen, dann sind es höhere Ausga-
ben für Bildung, eine bessere Ausbildung und vor allen
Dingen endlich Chancengleichheit in der Bildung. Da-
von sind wir meilenweit entfernt.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Volker Kauder [CDU/CSU]:
Losverfahren in Berlin! Das ist Chancen-
gleichheit, Herr Gysi!)

Ich sage ganz deutlich, auch Ihnen von der FDP: Wir
sind mit unserem Schulsystem im 19. Jahrhundert ste-
cken geblieben.
(Beifall bei der LINKEN)

Wir haben 16 Bundesländer und 16 verschiedene Schul-
systeme. Das finden Sie toll und nennen es Wettbewerb.
Ich sage Ihnen: Das ist eine Benachteiligung von Kin-
dern je nach dem zufälligen Geburtsort. Das ist nicht
hinnehmbar.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
der SPD – Widerspruch bei der FDP)

– Sie können noch so viel herumbrüllen. – Ich möchte
im Unterschied zu Ihnen, dass wir endlich ein Top-Bil-
dungssystem bekommen, und zwar von Mecklenburg-
Vorpommern bis Bayern. Ich möchte, dass alle Kinder
die gleiche Chance auf eine sehr gute Ausbildung haben,
auch das dritte Kind der alleinerziehenden Hartz-IV-
Empfängerin, das Sie ausgrenzen.

(Beifall bei der LINKEN – Zustimmung der 
Abg. Bettina Hagedorn [SPD])

Das ist der Punkt: Sie machen reine Elitebildung.

Wir müssen die soziale Ausgrenzung in der Bildung
überwinden. Insofern hätten Sie sich durchaus auf ein
konkretes Ziel einlassen sollen.

Was ist wirtschaftspolitisch vorgesehen? Wirtschafts-
politisch ist vorgesehen, mit der Lissabon-Strategie wei-
terzukommen: Flexibilisierung, Deregulierung, Privati-
sierung und Liberalisierung. Das alles hat uns in die
Krise geführt.

(Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]: Ja!)

Sie ziehen daraus keine Schlussfolgerung, sondern ma-
chen einfach so weiter.

Spannend finde ich auch, wie Sie Wachstum errei-
chen wollen. Sie schlagen zwei Wege vor: erstens Aus-
stieg aus dem Konjunktur- und Wachstumsprogramm
und zweitens Schuldenabbau über strenges Sparen. Das
ist aufregend. Was passiert denn da? Wenn wir aus den
Konjunktur- und Wachstumsprogrammen aussteigen,
gibt es keine staatlichen Investitionen. Wenn es keine
staatlichen Investitionen gibt, gibt es weniger Konjunk-
tur und weniger Wachstum. Wie Sie damit Wachstum
beschleunigen wollen, ist ein Geheimnis, das Sie unserer
Bevölkerung noch verraten müssen.

(Zuruf von der FDP: Was haben Sie denn vor?)

Wenn Sie bei den Renten, bei Hartz IV und den ande-
ren Sozialleistungen sparen wollen, dann reduzieren Sie
die Kaufkraft. Wenn Sie die Kaufkraft reduzieren, wird
weniger eingekauft, und es werden weniger Dienstleis-
tungen in Anspruch genommen. Dann gehen kleine und
mittlere Unternehmen pleite, und die Zahl der Arbeitslo-
sen steigt. Dann haben Sie wieder höhere Ausgaben und
außerdem viel weniger Steuereinnahmen. 

Die Unlogik ist nicht mehr zu bremsen.

(Beifall bei der LINKEN – Dr. Hans-Peter
Friedrich [Hof] [CDU/CSU]: So stellt sich
Klein-Gysi die Welt vor!)

Wenn Sie Wirtschaftswachstum wollen, dann brauchen
Sie Investitionen und mehr soziale Gerechtigkeit, also
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genau das Gegenteil davon. Die gegenteiligen Pro-
gramme sind schon alle gescheitert.

(Lachen bei der FDP)

– Ja. – Ich sage Ihnen noch etwas: Die Reallöhne sind in
Deutschland – und zwar nur in Deutschland – im Ver-
gleich zu allen anderen Industrieländern um 8 Prozent
gesunken. Glauben Sie, dass das unsere Wirtschaft vo-
rangebracht hat? Überhaupt nicht. Im Gegenteil, es hat
viele kleine und mittlere Unternehmen ruiniert. Sie ge-
hen einen völlig falschen Weg.

Deshalb, Frau Bundeskanzlerin, fordern wir eine
grundlegende Überarbeitung der Strategie Europa 2020.
Es muss um die Schwerpunkte Armutsbekämpfung, Bil-
dung, Beschäftigung und sozialer Ausgleich gehen. An
diesen Zielen sollte Europa unbedingt festhalten und
endlich etwas in diese Richtung tun.

(Beifall bei der LINKEN)

Jetzt komme ich zu Griechenland und damit auch zur
Euro-Zone. Ich kann mich ja noch daran erinnern – Herr
Bundestagspräsident, das wollte ich Ihnen auch gerne
einmal erzählen –, dass wir hier saßen und Schilder hat-
ten – damals flogen wir aber noch nicht raus –, auf denen
„Euro – so nicht“ stand. „Euro – so nicht“ war eine kluge
Formulierung; wir haben nämlich nicht „Euro – nein“
gesagt, sondern wir haben gesagt: erst die politischen
und ökonomischen Voraussetzungen schaffen und dann
den Euro einführen. – Aber alle anderen waren ja
schlauer, und jetzt haben wir mit Griechenland genau
das Beispiel, dass es so nicht geht und dass es nicht or-
dentlich vereinbart war. 

Ich habe ja nichts dagegen, dass Sie zu Recht darauf
hinweisen, dass die griechische Regierung eine Mitver-
antwortung trägt und dass sie in diesem Umfange selbst-
verständlich auch verantwortlich gemacht werden muss.
Aber jetzt sage ich Ihnen: Die wirklichen Gewinner der
Krise um Griechenland sind wieder die Spekulanten.

(Beifall bei der LINKEN)

Hierzu würde ich gern erklären – das muss man auch
einmal den Leuten erklären –, was es mit einer Kredit-
ausfallversicherung auf sich hat. Es gibt Leute, die einen
Kredit gewähren und sich dann für den Fall versichern,
dass sie den Kredit nicht zurückgezahlt bekommen; dann
bekommen sie etwas von der Versicherung. Dies finde
ich ja noch nachvollziehbar. Dann gibt es aber noch eine
zweite Gruppe – das muss man auch erklären –, die Fol-
gendes macht: Die geben gar keinen Kredit, sondern
schließen mit der Versicherung eine Wette dergestalt ab,
dass sie sagen: Ich glaube, der Kredit wird nicht zurück-
gezahlt. – Wenn sie mit ihrem Wettangebot recht haben,
bekommen sie dafür Geld. Das ist die absurdeste Speku-
lation, die man sich vorstellen kann: ohne jede Wirt-
schaftsleistung, nichts steckt dahinter.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Dies wird jetzt forciert. Das wäre so, als könnte ein
Brandstifter bei einer Versicherung eine Wette abschlie-
ßen, die besagt: Das Haus wird in Kürze brennen. Dann
zündet er es selber an und kriegt dafür 1 Million. Sagen
Sie mal, wo leben wir denn hier eigentlich?

(Beifall bei der LINKEN – Volker Kauder
[CDU/CSU]: Aber der geht in den Knast,
Gysi! Der geht in den Knast dafür!)

– Wenn wir Glück haben, kriegt er neben dem Geld auch
noch Knast; aber da müssen wir schon sehr viel Glück
haben. Herr Kauder, nehmen Sie dazu doch einmal Stel-
lung. 

Leerverkäufe sind nichts anderes als eine Wette. Ich
sage: „Die Kurse fallen“, oder: „Die Kurse steigen“, und
dann bekomme ich Geld, wenn ich recht hatte. Sie hatten
die Leerverkäufe verboten. Warum, Herr Schäuble, ha-
ben Sie sie denn wieder erlaubt? Das war doch vernünf-
tig. Jetzt haben Sie angekündigt, sie wieder zu verbieten.
Ja, wann denn? Machen Sie es doch endlich mal! Wir
müssen raus aus der Spekulation, wenn wir aus den Kri-
sen raus wollen. 

(Beifall bei der LINKEN)

Wie könnte man Griechenland helfen? Sie verweigern
sich ja der Hilfe für Griechenland, was ich für völlig
falsch halte, weil es auch Europa und uns mit nach unten
zieht. Es gibt folgenden Weg: Wir müssen Griechenland
zinsgünstige Darlehen der EU anbieten. Machten wir
dies, wäre der Weg für die Spekulanten schon versperrt,
weil dann deren hohe Zinsen nicht mehr aufgehen wür-
den. Dann müsste man einen Teil dieser Kredite auch gar
nicht mehr geben, weil die Spekulation beendet ist. So-
weit man Kredite gibt, bekommt man das Geld mit Zin-
sen wieder zurück. Was soll denn daran eine Katastrophe
sein? Warum fällt es Ihnen so schwer, diesen Weg zu ge-
hen, um so schnell wie möglich aus dieser spezifischen
Krise herauszukommen? 

Dann haben Sie gesagt: Jetzt sollen endlich einmal
die Verantwortlichen der Banken, die ja das Ganze ange-
leiert haben, mit einer Bankenabgabe tatsächlich zur
Verantwortung gezogen werden. – Wir haben Ihnen hier
vorgeschlagen, den Weg von Obama zu gehen. Wenn Sie
den Weg von Obama gehen würden, hätten wir eine
Mehreinnahme von 9 Milliarden Euro. Aber das trauen
Sie sich ja hinten und vorne nicht. Sie machen so ein
kleines „Abgäbelchen“ und wollen gerade einmal
1 Milliarde einnehmen. Hinzu kommt, dass Sie diese
Abgabe auch noch von den Sparkassen und der genos-
senschaftlichen Raiffeisenbank verlangen, was eine Un-
verschämtheit ist; sie haben weder direkt noch indirekt
irgendetwas vom Staat erhalten, sie sind auch gar nicht
daran beteiligt. Nein, das müssen schon die Deutsche
Bank und die Commerzbank und die anderen Banken
bezahlen.

(Beifall bei der LINKEN)

Aber ich sage Ihnen noch einmal: Ihr Weg ist nicht ein-
mal ein Neuntel dessen wert, was Obama diesbezüglich
vorgeschlagen hat. 

Die Obama-Regierung macht übrigens noch etwas
– das haut mich ja schon fast um –: Sie hat jetzt bei
119 Managern
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(Zurufe von der FDP)

– ja, hören Sie mal genau zu – vom Versicherungskon-
zern AIG, von den Autobauern Chrysler und General
Motors die Vergütungen, also die normalen Einkünfte,
um 15 Prozent und die Sondervergütungen um ein Drit-
tel gesenkt. Sie hätten ja nicht einmal den Mumm, daran
zu denken, Ackermanns Vergütung zu kürzen; lieber la-
den Sie ihn viermal zum Essen ein. Aber ich sage Ihnen:
Das andere ist der richtige Weg.

(Beifall bei der LINKEN)

Nun weiß ich ja, Frau Bundeskanzlerin, dass Sie
keine linke Regierung führen. 

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Herr Kollege.

Dr. Gregor Gysi (DIE LINKE): 
Ich muss zum Ende kommen. Das ist sehr bedauer-

lich; ich mache es aber. 

Insofern sind Sie nur sehr begrenzt zu vernünftiger
Politik fähig. Wenn wir Ihnen Obama-Politik vorschla-
gen, dann gehen wir doch schon sehr weit; wir nehmen
schon Rücksicht auf Ihre Situation. Obama ist nämlich
vieles, aber kein Linker. 

Machen Sie es endlich: Helfen Sie in dieser Krise
ganz anders! Denken Sie an die Bekämpfung von Ar-
mut! Denken Sie endlich einmal an die Chancengleich-
heit im Bildungsbereich! Schaffen Sie mehr Beschäfti-
gung! Organisieren Sie nicht die Wiederholung der
Krise! Leider sind Sie dabei. 

Danke.

(Anhaltender Beifall bei der LINKEN)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Volker Kauder ist der nächste Redner für die CDU/

CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Volker Kauder (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und

Herren! Die Agenda 2020, die heute im Rat besprochen
wird, ist eine wichtige Grundlage dafür, dass die euro-
päischen Staaten im Wettbewerb mit anderen Ländern
vorankommen. Dabei ist Bildung ein zentrales Thema.
Länder, die rohstoffarm sind – davon gibt es viele in Eu-
ropa –, die keine Bodenschätze haben, müssen dafür sor-
gen, dass vor allem junge Menschen etwas in den Köp-
fen haben. Deshalb ist diese Strategie genau richtig. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Herr Gysi, ich weiß, dass Sie meinen, zu allem und zu
jedem einen Beitrag abliefern zu müssen. Das ist Ihr gu-
tes Recht. Sie sagen aber auch Dinge, die Sie entlarven,
die nicht in Ordnung sind. Sie stellen sich hier an das
Rednerpult und sagen, dass Sie für Chancengleichheit
im Bildungswesen sind; aber die Linke trägt in Berlin
die Mitverantwortung für eine der größten Unsinnigkei-
ten, für die Verlosung von Plätzen an den Gymnasien. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Ich kann nur sagen: Wer das Schicksal von jungen Men-
schen dem Los unterwirft, der hat jedes Recht verloren,
von Chancengleichheit im Bildungswesen zu sprechen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP – Dr. Barbara 
Höll [DIE LINKE]: Blödsinn!)

Ich bin der Bundeskanzlerin außerordentlich dankbar,
dass sie darauf hingewiesen hat, dass Europa nur dann
mit seinen Strategien vorankommt, wenn sich Europa
– die Europäische Kommission und der Rat – auf zen-
trale, wichtige Punkte konzentriert. Wir haben manch-
mal den Eindruck, dass sich Europa darin verliert, mi-
krokosmisch kleine Detailfragen regeln zu wollen. Diese
Fragen können wir schon selber regeln. Stattdessen
brauchen wir die große Linie, die große Ansage. Frau
Bundeskanzlerin, deswegen ist es richtig, wenn Sie
heute im Rat dem Subsidiaritätsprinzip, auf das wir hier
im Deutschen Bundestag großen Wert legen, zur Geltung
verhelfen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Ich unterstütze besonders, dass die Europäische
Union neben der Bildung bei einem anderen Thema Füh-
rung zeigen will – es steht in den Papieren zur
Agenda 2020 –: Wir müssen den Wettbewerb mit China
und Japan vor allem um die Vorreiterrolle bei der Elek-
tromobilität aufnehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Der Automobilbereich wird auch in Zukunft eine
Schlüsseltechnologie sein. Wir müssen doch wollen,
dass das Auto der Zukunft, das modernste Auto der
Welt, dass die Elektromobilität aus Europa kommt, nicht
aus Japan oder China. Deswegen ist es notwendig, dass
wir alle Anstrengungen unternehmen, hier voranzukom-
men.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Ein Blick in die Strategie Europa 2020 zeigt, dass
dort der richtige Weg beschrieben wird. Der Rat wird
heute Abend den Vorschlag der Europäischen Kommis-
sion verabschieden: Um voranzukommen – genau das ist
das Thema –, muss die Europäische Union nicht be-
stimmte Antriebe und Technologien vorschreiben. Mir
hat sehr gefallen, was im Text steht. Wir werden in Eu-
ropa die gemeinsamen Standards für Elektromobilität
entwickeln und damit den Marktzugang in ganz Europa
öffnen. Das ist der richtige Weg, den Europa beschreiten
muss.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Gerade das Festsetzen der Standards wird für die Zu-
kunft der Elektromobilität entscheidend sein. Wir müs-
sen den Standard setzen; wir dürfen nicht zulassen, dass
er von anderen gesetzt wird. Wenn sich Europa auf Stan-
dards verständigt hat, muss es relativ schnell mit anderen
Ländern in der Welt, mit Japan und mit China, darüber
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reden, wie einheitliche Standards erreicht werden kön-
nen. Dafür hat Europa die Kompetenz. Ein einzelnes
Land kann das nicht erreichen.

Ein weiteres Thema, das in der EU-Strategie 2020
sehr deutlich angesprochen wird, ist das Thema Energie.
Energiesicherheit und Energieversorgung zu akzepta-
blem Preis werden ganz entscheidend für das Wirt-
schaftswachstum sein, das dieses Papier als Ziel enthält.
Zum einen geht es um die Sicherheit, über die notwen-
dige Energie verfügen zu können; zum anderen muss das
zu einem wettbewerbsfähigen Preis möglich sein. Was
wir uns in der Koalition vorgenommen haben, nämlich
dieses Jahrzehnt zum Jahrzehnt der erneuerbaren Ener-
gien zu machen, wird auch in diesem Bericht zugrunde
gelegt. 

Aber es geht beim Thema Energie immer auch darum,
klimapolitische Ziele zu erreichen. Deswegen kann ich
nur sagen: Wir wollen den Bereich der erneuerbaren
Energien ausbauen – das ist in dem Konzept richtig dar-
gestellt –; wir wollen unsere Klimaziele erreichen – auch
das ist richtig –, und deswegen wird die Kernenergie
noch eine Zeit lang als Brückentechnologie eingesetzt
werden müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP – Fritz 
Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Oje!)

Wer den Menschen etwas anderes erzählt, sagt ihnen et-
was Falsches. 

(Fritz Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das ist doch Kauderwelsch!)

Deswegen werden wir über dieses Thema in der Koali-
tion sprechen. 

Selbstverständlich ist es ein Thema, dass wir in Eu-
ropa Armut bekämpfen wollen. 

(Dr. Angelica Schwall-Düren [SPD]: Ja!)

Ich bin der Meinung, dass das Aufgabe der Nationalstaa-
ten ist. Was ich überhaupt nicht verstehe, Herr Kollege
Gysi, ist Folgendes: Wenn wir, Bund und Kommunen, in
diesem Land Jahr für Jahr für die Grundsicherung, für
Hartz IV über 50 Milliarden Euro einsetzen, dann ist
dies Teil der Armutsbekämpfung. Deshalb kann es
doch nicht sein, dass wir, wenn wir Menschen finanziell
unterstützen und sie dadurch aus der Armut herausholen,
mit dem Satz konfrontiert werden: Je mehr Geld in So-
zialpolitik investiert wird, desto stärker steigt die
Armut. – Einen größeren Unsinn habe ich noch nie ge-
hört, Herr Gysi, um das einmal klar und deutlich zu sa-
gen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Frau Bundeskanzlerin, wir unterstützen Sie auch – die
Kollegin Homburger hat es gesagt – in Ihrem Bemühen,
die Stabilität in Europa zu bewahren. Von zentraler Be-
deutung ist, dass die Menschen in unserem Land sich da-
rauf verlassen können, dass das, was wir bei Einführung
des Euro gesagt haben, auch heute noch gilt. Der Euro,
war damals die Aussage, wird so stark und stabil sein
wie die D-Mark. Ich kann nur sagen: Wir haben in jüngs-
ter Zeit Entwicklungen erlebt, die sich so nicht wieder-
holen dürfen. Deshalb bin ich dankbar für die Aussagen
dieser Regierung. Es war nicht in Ordnung – und hat den
einen oder anderen in der Europäischen Union vielleicht
dazu bewegt, Dinge zu machen, die nicht hätten gemacht
werden dürfen –, dass ausschließlich aufgrund einer
politischen Entscheidung der rot-grünen Regierung im
Jahr 2004 die instabilen Verhältnisse im deutschen Bun-
deshaushalt nicht zu einer Rüge durch Europa geführt
haben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Man hat mit einer politischen Entscheidung gesagt: Wir
lassen uns von Europa in Sachen Stabilität nichts vor-
schreiben. – So etwas darf es nicht noch einmal geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP –
Dr. Frank-Walter Steinmeier [SPD]: Viel Er-
folg!)

Ich kann mich noch sehr genau an die Aussagen von
Herrn Eichel und dem damaligen Bundeskanzler
Gerhard Schröder erinnern. Deswegen ist es richtig, dass
wir in Europa formulieren: Wir wollen eine unabhängige
Zentralbank. Wir wollen die Stabilität des Euros. Wer in
die Europäische Gemeinschaft und in die Euro-Zone
aufgenommen werden will, muss die Voraussetzungen
dafür zu 100 Prozent erfüllen.

Jetzt zum Fall Griechenland. Allein die Tatsache,
dass die Bundesregierung klar und deutlich gesagt hat,
Griechenland müsse die Voraussetzungen dafür schaf-
fen, dass es wieder zu einer wirtschaftlichen Gesundung
kommt, hat dazu geführt, dass in Griechenland enorme
Sparanstrengungen unternommen wurden. Dies erken-
nen wir ausdrücklich an.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Dieser Weg muss weitergegangen werden. Wir unterstüt-
zen es, dass, solange Griechenland nicht konkret nach fi-
nanzieller Unterstützung gefragt hat, auch keine Antwort
darauf gegeben werden muss. Wir sollten die Fragen be-
antworten, die gestellt werden, nicht die, die möglicher-
weise nie gestellt werden.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Wenn Griechenland in eine besonders schwierige Lage
kommt, dann kann als Ultima Ratio mit dem Internatio-
nalen Währungsfonds und mit bilateralen Hilfen Unter-
stützung angeboten werden. So weit sind wir aber noch
gar nicht. Deswegen rate ich uns allen dringend, das
Thema nicht jeden Tag in Interviews zu befeuern, so-
lange es nicht ansteht.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP –
Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Das ist aber jetzt Kritik an der Kanzlerin!)

Frau Bundeskanzlerin, Sie haben unsere volle Unterstüt-
zung.

Die Frage ist: Was soll in Zukunft für den Fall ge-
schehen, dass Probleme auftauchen? Ich glaube, dass wir
hierüber sehr gewissenhaft nachdenken müssen. Es ist
sicher richtig, ein Instrument für die Probleme zu schaf-
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fen, die man beim Start der Euro-Gemeinschaft noch
nicht gesehen hat, um in besonderen Fällen zu helfen.
Mit der Schaffung eines solchen Instruments sind wir
einverstanden. Aber eines möchte ich ausdrücklich sa-
gen, damit dies bedacht wird, wenn darüber diskutiert
wird: Wir möchten nicht, dass als Lösung solcher Pro-
bleme das Instrument eines Finanzausgleichs auf euro-
päischer Ebene geschaffen wird. Das wollen wir auf kei-
nen Fall.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Dies würde nicht zu einer Stärkung der Stabilität führen.
Vielmehr würden alle nach dem Motto handeln: Wir
können machen, was wir wollen. Einer wird uns schon
helfen. – Mit diesen zentralen Fragen beschäftigen wir
uns heute. 

Ich komme zum Schluss. Frau Schwall-Düren, Sie
haben gesagt – das unterstütze ich ausdrücklich –: Wir
sehen in Europa eine Schicksalsgemeinschaft. Wir sehen
in Europa unsere Zukunft. Wir wissen, dass Europa
schon Großes geleistet hat. Allein die Tatsache, dass es
auf europäischem Boden keinen Krieg mehr gibt, ist
schon einen Dank an dieses gemeinsame Europa wert.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Jetzt geht es darum, diesem Europa die Kraft zu geben,
in wirtschaftlicher, kultureller und auch sozialer Hinsicht
die notwendigen Veränderungen zu gestalten. Dabei
kommt es darauf an, dass zunächst einmal die National-
staaten ihre Hausaufgaben machen und dass Europa die
Dinge regelt, die ein Einzelner nicht leisten kann. 

Wenn dieser Grundsatz – Europa ist für die großen
Dinge zuständig, alle anderen Dinge bleiben in der Ver-
antwortung der Nationalstaaten – weiter Maßstab sein
wird, dann hat dieses Europa eine gute Zukunft. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse: 
Das Wort zu einer Kurzintervention erteile ich dem

Kollegen Gregor Gysi. 

(Zurufe von der CDU/CSU)

Dr. Gregor Gysi (DIE LINKE): 
– Was stöhnen Sie denn gleich? Sie wissen doch noch

gar nicht, was ich sagen werde. 

Herr Kauder, zunächst einmal möchte ich Ihnen wi-
dersprechen. Sie haben behauptet, den größten Unsinn in
Ihrem Leben hätten Sie von mir gehört. Das glaube ich
Ihnen nicht. Sie müssen in Ihrer Partei schon größeren
Unsinn gehört haben. Darauf würde ich sogar eine Wette
abschließen. 

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Sie toppen das 
immer noch!)

Jetzt zum Ernst. Sie haben etwas Falsches über die so-
genannte Losentscheidung bei der Vergabe von Gym-
nasialplätzen in Berlin gesagt, das ich richtig stellen
möchte. Die Situation ist eine völlig andere. Alle Schü-
ler, die für das Gymnasium geeignet sind, bekommen in
Berlin auch einen Platz an einem Gymnasium. Wir ha-
ben jedoch das Problem, dass bestimmte Schulen im Ge-
gensatz zu anderen Schulen überlaufen sind. Deshalb
können nicht alle Schülerinnen und Schüler das Gymna-
sium besuchen, das sie gern besuchen wollen. Der Senat
hat sich für ein Losverfahren entschieden und gesagt:
Wir mischen uns nicht ein. Dann gibt es keine Beste-
chung. Dann gibt es keine Beziehungsfragen. –

(Zurufe von der CDU/CSU – Birgit
Homburger [FDP]: Was sind denn das für Zu-
stände! Bestechung?)

– Vielleicht werden wir es korrigieren. Dann wird es
aber schwieriger. 

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU)

– Da gibt es gar keinen Grund, zu lachen. Hören Sie
doch erst einmal zu! 

Wenn ein Schüler Pech beim Losverfahren hat, dann
geht er selbstverständlich an ein anderes Gymnasium
und bekommt dort seine gymnasiale Ausbildung und
kann das Abitur machen. Das müssen Sie bitte immer
dazusagen. Das machen Sie aber nicht. 

Jetzt werden wir vielleicht wegen Ihrer Kritik einen
anderen Weg gehen und Kommissionen bilden. Ich sage
Ihnen aber, dass dann die Leute kommen und sagen wer-
den: Wieso ist gerade meine Tochter nicht dabei? Warum
die anderen? Nach welchen Kriterien sind Sie vorgegan-
gen? – Ich weiß gar nicht, ob das wirklich gerechter ist.
Bitte sagen Sie das aber beim nächsten Mal dazu und er-
wecken Sie nicht den Eindruck, als ob Schülerinnen und
Schüler, die für das Gymnasium geeignet sind, in Berlin
keinen Platz an einem Gymnasium bekommen; denn das
ist nicht der Fall. Das Los entscheidet nur, ob sie zu die-
ser Schule gehen oder eventuell zu einer anderen Schule
gehen müssen. Das ist in Berlin durchaus machbar.

Ich wäre auch froh, wenn alle Schüler die Schule be-
suchen könnten, die sie besuchen wollen. Sie wissen
aber, dass wir noch nicht so weit sind, weil Sie zu wenig
Geld für Bildung zur Verfügung stellen. 

(Beifall bei der LINKEN – Zuruf von der CDU/
CSU: Das war ein Schuss in den Ofen!)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse: 
Herr Kollege Kauder, bitte. 

Volker Kauder (CDU/CSU): 
Herr Kollege Gysi, es ist bezeichnend für Ihre Einlas-

sung zu diesem Thema, dass Sie nicht darüber sprechen,
was die Ursache für dieses nicht akzeptable Losverfah-
ren ist. Das ist nämlich eine Qualitätsfrage. Wenn die
Schulen in Berlin die Qualität hätten, die sie eigentlich
haben müssten, dann käme es überhaupt nicht zu diesem
Ausleseverfahren. Darüber sollten Sie einmal reden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Sie liefern die Qualität nicht ab. 

(Thomas Nord [DIE LINKE]: Sie erzählen den 
größten Unsinn, den ich je gehört habe!)
(B)
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Herr Kollege Gysi, im Rahmen der Föderalismusre-
form I haben wir klare Verabredungen getroffen. Dabei
ist gesagt worden: Der Bund soll sich nicht um die Bil-
dung kümmern. Das machen die Länder. – Deswegen
haben die Länder diese Aufgabe zu erfüllen, Herr Kol-
lege Gysi. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP –
Dr. Dagmar Enkelmann [DIE LINKE]: Das
genau ist das Schlimme!)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse: 
Das Wort hat nun Kollege Jürgen Trittin für die Frak-

tion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Jürgen Trittin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich habe

jetzt gelernt, dass in Baden-Württemberg alle Schülerin-
nen und Schüler genau die Schule besuchen, die sie be-
suchen wollen. 

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Genau!)

Ich habe ein Weiteres gelernt, lieber Herr Kauder.
Wenn Sie über die Föderalismusreform I reden, dann
sollten Sie den Mut haben, zu sagen: Als wir damals das
Kooperationsverbot bei der Bildung in das Grundgesetz
geschrieben haben, haben wir einen großen Fehler ge-
macht. Das würden wir heute in dieser Form nicht wie-
der machen. – Das wäre ehrlich. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD – Renate Künast [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Die klatschen mit,
Jürgen! – Gegenruf des Abg. Volker Kauder
[CDU/CSU]: Die waren doch dabei, die Sozis,
an vorderster Front!)

Frau Bundeskanzlerin, die Bild-Zeitung hat Sie in ih-
rer heutigen Ausgabe als Bismarck abgebildet. Nun kann
ich Sie nicht dafür in Haftung nehmen, wie andere Sie
porträtieren. Sie haben aber mit Ihrer Regierungserklä-
rung den ernsthaften Versuch unternommen, dieses Por-
trät argumentativ zu unterfüttern. Da sage ich Ihnen:
Bismarck steht für den organisierten Nationalstaat. Das
gemeinsame Europa war die Überwindung genau dieses
Gedankens des Nationalstaats Bismarck’scher Prägung.
Deswegen sollten Sie als Vorsitzende der Partei von
Konrad Adenauer und Helmut Kohl die Skizzierung als
Bismarck als Kritik und nicht als Ansporn für Ihre Poli-
tik nehmen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse: 
Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage des

Kollegen Gysi? 

Jürgen Trittin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Bitte.
Dr. Gregor Gysi (DIE LINKE): 
Ich möchte Ihnen, Herr Trittin, bevor ich meine Frage

stelle, wirklich allerbeste Genesung wünschen. Wir alle
haben Ihre Erkrankung mitbekommen, und ich glaube,
das wünschen Ihnen alle hier.

(Beifall im ganzen Hause – Volker Kauder 
[CDU/CSU]: Der ist doch gesund!)

Sie sind jetzt zwar beim Thema Europa; aber ich habe
mich schon zur Zwischenfrage gemeldet, als Sie beim
Thema Bildung waren. Ich habe dazu eine Frage: Kön-
nen Sie Herrn Kauder vielleicht einmal erklären, wie
groß der Anteil von Kindern, die ein Abitur machen, in
Berlin ist und wie groß der Anteil zum Beispiel in Bay-
ern und Baden-Württemberg ist? Vielleicht können Sie
ihm noch erklären, warum der Anteil in Bayern und Ba-
den-Württemberg so viel kleiner als in Berlin ist. 

Jürgen Trittin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Lieber Herr Kollege Gysi, wir sind hier – das verstehe

ich durchaus als Antwort auf Ihre Frage – an einem der
Punkte der Regierungserklärung von Frau Merkel. Was
ist der Grund, warum Sie, Frau Merkel, es verweigern,
sich zusammen mit den Ministerpräsidenten in Europa
auf quantifizierte und überprüfbare Bildungsziele zu ei-
nigen?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
bei der SPD und der LINKEN – Volker
Kauder [CDU/CSU]: Sie weigert sich gar
nicht!)

Der Grund ist relativ einfach: weil Sie sich mit Ihrer auf
Selektion, das heißt auf Ausschluss von Bildungschan-
cen beruhenden Bildungspolitik nicht dem europäischen
Vergleich, zum Beispiel mit Finnland – da muss man gar
nicht nach Berlin schauen – und anderen Ländern, stel-
len wollen. Das ist der Grund, warum Sie an dieser Stelle
die EU-Strategie 2020 blockieren. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN)

Das ist auch der Grund, warum die Bild-Zeitung zu
Recht dieses Bismarck-Bild von Ihnen gezeichnet hat.
Es war jahrelang gute Tradition, dass die Bundesrepu-
blik Deutschland in Europa eine antreibende, eine ge-
staltende, eine vorwärtstreibende, Europa stärkende
Rolle spielte. Was tun Sie im Zusammenhang mit dieser
Ratssitzung? Sie sind es, die dafür gesorgt hat, dass bei-
spielsweise die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen
mit Island auf Eis gelegt wird. Warum eigentlich? Weil
Island bilaterale Probleme mit den Niederlanden und
Großbritannien hat? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Unsinn!)

Das kann wohl für Europa und für Deutschland kein Ar-
gument sein. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie sind es, die quantifizierte Bildungsziele in dieser
Strategie verweigert. 
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Sie haben hier explizit erklärt: Die Bundesrepublik
Deutschland ist dagegen, das Ziel der Armutsbekämp-
fung zum Bestandteil einer gemeinsamen europäischen
Strategie zu machen. Ich sage Ihnen: Da kommen wir
genau an den Punkt, warum dieses Europa zurzeit in ei-
ner existenziellen Krise ist, einer Krise, die weit über das
hinausgeht, was wir im Zusammenhang mit der Aus-
einandersetzung um den Verfassungsvertrag erlebt ha-
ben. Was passiert denn in Griechenland? Da verbrennen
Leute, die sich gegen diese Sparpolitik wehren, inzwi-
schen die europäische Fahne. Das ist ungerecht gegen-
über Europa; da sind wir wahrscheinlich einer Meinung.
Besser wäre es, wenn diejenigen die Fahne der griechi-
schen Konservativen verbrennen würden, weil die der
griechischen Bevölkerung die Suppe eingebrockt haben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Volker Kauder [CDU/CSU]: Nein! Ge-
schichtsklitterer!)

– Der Ministerpräsident hieß Karamanlis. Er war Mit-
glied Ihrer Schwesterpartei, Herr Kauder. Das müssen
Sie schon aushalten. 

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Damit hat es 
nicht begonnen!)

Aber dahinter steckt doch ein viel ernsteres Problem. Ein
Europa, das nach außen und gegenüber den Menschen in
Europa den Eindruck erweckt, man kümmere sich um al-
les Mögliche, zum Beispiel um Stabilitätskriterien, aber
nicht begreift, dass die Überwindung von Armut ein ge-
meinsames Ziel ist, muss sich doch nicht wundern, wenn
die Akzeptanz für dieses Europa mehr und mehr in den
Keller geht. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Bei dem, was in den letzten Wochen und Monaten aus
Ihren Reihen zur griechischen Krise zum Besten gege-
ben worden ist, frage ich mich natürlich: Sind wir denn
eigentlich selber so weit von griechischen Verhältnis-
sen entfernt? Ist es nicht so, dass die Bundesrepublik
Deutschland zur Erreichung des Maastricht-Stabilitäts-
kriteriums ein Jahr länger Frist von der EU-Kommission
bekommen hat als Griechenland? 

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Na, na, Herr
Trittin! Also jetzt! – Gegenruf der Abg. Renate
Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wenn
die Zahlen stimmen, stimmen sie!)

Ist es nicht so – ich schaue zu den Kolleginnen und Kol-
legen von den Liberalen –, dass zum Beispiel in Grie-
chenland gut verdienende Ärzte gerade einmal
10 000 Euro versteuern, und das zu einem maximalen
Steuersatz von 40 Prozent. Da muss Ihnen von der FDP
doch das Herz aufgehen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Sie fordern doch für Deutschland genau die Verhältnisse,
die Sie in Griechenland kritisieren. Ich warte jetzt nur
noch auf den Vorschlag aus Ihren Reihen, wir könnten
doch Sylt und Helgoland verkaufen, um Ihre Steuerre-
form zu finanzieren. Auf diesem Niveau lagen Ihre Vor-
schläge zur Behebung der Krise in Griechenland. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Nun will ich gerne konzedieren, Frau Bundeskanzle-
rin, dass Sie sich das nicht zu eigen gemacht haben.
Aber auch Ihnen, Frau Merkel, kann ich den Vorwurf
nicht ersparen, dass Sie die Stammtischmentalität, die
sich da ausgetobt hat, mit Ihren Äußerungen verstärkt
und gestützt haben. 

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Das ist ja 
Quatsch!)

Schlimmer noch: Sie haben damit die Krise in Griechen-
land verschärft. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist eine Frech-
heit!)

– Nein, das ist eine Tatsache. Es war die deutsche Bun-
deskanzlerin, die vorgeschlagen hat, die EU-Verträge so
zu ändern, dass man ein Land wie Griechenland auch hi-
nausschmeißen könnte. – Sie haben die Reaktion auf den
internationalen Finanzmärkten sehen können: Während
Deutschland für Anleihen heute nur eine Rendite von
3 Prozent bieten muss, muss Griechenland 6,5 Prozent,
also mehr als das Doppelte, zahlen. Ihre Äußerungen ha-
ben den Kurs nach oben getrieben. 

(Widerspruch von der CDU/CSU)

Jerzy Buzek hat in den Fraktionen gesagt, in Europa ge-
hörten Verantwortung und Solidarität zusammen. Dazu
sage ich Ihnen: Mit vorsätzlichen, leichtfertigen Äuße-
rungen die Kreditbedingungen für Griechenland zu ver-
schlechtern, das ist weder verantwortlich noch soli-
darisch. Es ist das Gegenteil einer vernünftigen
europäischen Politik. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN)

Übrigens, niemand aus dem Oppositionslager hat ge-
fordert, Griechenland mit Steuergeldern zu unterstützen.

(Zurufe von der SPD: Richtig!)
Wir haben ausschließlich gesagt, man müsse Griechen-
land über Euro-Bonds die Möglichkeit geben, sich auf
dem Kreditmarkt mit dem notwendigen Geld zu versor-
gen. 

(Dr. Hans-Peter Friedrich [Hof] [CDU/CSU]:
Das ist ja unsäglich! Das ist ja schmerzhaft,
was Sie da erzählen! – Weitere Zurufe von der
CDU/CSU)

Das tun wir übrigens gegenüber Osteuropa, gegenüber
Lettland und Ungarn, genauso. Das ist nichts Neues.
Was Sie getan haben, ist schlicht und ergreifend, sich der
selbstverständlichen Solidarität gegenüber Griechen-
land zu entziehen. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN, der SPD und der LINKEN)

Das ist kurzsichtig. 
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Wir haben übrigens lange von den überschießenden
Binnenmarktentwicklungen in Spanien, Portugal und
Griechenland profitiert. Auch das ist ein Teil der Wahr-
heit. Wenn wir weiterhin in dieser Form exportieren wol-
len, dann hat die Volkswirtschaft der Bundesrepublik
Deutschland ein massives Interesse daran, dass die Bin-
nennachfrage im Süden der EU nicht völlig zusammen-
bricht. Es ist zwar falsch, uns unsere Exportstärke vorzu-
werfen; da stimme ich der Kanzlerin zu. Aber es ist
genauso falsch, dazu beizutragen, die Märkte, auf die
wir exportieren können, mit dieser Form unsolidarischen
Verhaltens zu ruinieren. Auch das ist ökonomisch kurz-
sichtig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Es ist schon bezeichnend, dass der Einzige, der in die-
sem Kabinett noch den Mut hat, zu Europa zu stehen,
der Bundesfinanzminister ist. Man kann über Wolfgang
Schäubles Vorschlag eines EWF lange streiten; aber ei-
nes bleibt wahr und Herr Schäubles richtiger Gedanke,
Frau Bundeskanzlerin, ist doch: Europa muss seine Pro-
bleme selber lösen. Europa kann sie nicht an Washington
oder an den IWF delegieren. Deswegen ist Ihr Vorschlag
falsch. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der LIN-
KEN)

Dieser Tage wird Helmut Kohl 80. Wir alle wün-
schen ihm alles Gute. Die meiste Zeit meines Lebens
habe ich politisch in Opposition zu ihm gestanden,

(Patrick Kurth [Kyffhäuser] [FDP]: Das ist 
berechtigt!)

aber eines, meine Damen und Herren, würde ich Helmut
Kohl immer bescheinigen: Helmut Kohl war ein großer
Europäer. Er hat selbst im Jubel der deutschen Einheit
daran festgehalten, dass es Deutschland nur in einem
starken, gemeinsamen Europa geben kann. Das war der
Grund, warum er gesagt hat: Wir müssen Deutschland in
das gemeinsame Europa einbinden. Das Instrument da-
für war die Einführung des Euro. Das war für ihn – ich
zitiere – „eine Frage von Krieg und Frieden“. Er hatte
recht. Ich sage Ihnen: Zentrale Probleme dieses gemein-
samen Europas müssen künftig europäisch gelöst wer-
den. Das können Sie nicht an internationale Finanzinsti-
tutionen delegieren. Wenn Sie das tun, liebe Frau
Merkel, dann tun Sie nur eins: sich aus Wahlkampfgrün-
den einer richtigen, europäischen Lösung verschließen.
Damit treten Sie das Erbe Helmut Kohls mit Füßen und
schaden deutschen Interessen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse: 
Das Wort hat nun Kollege Michael Link für die FDP-

Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)
Michael Link (Heilbronn) (FDP): 
Herr Präsident! Kolleginnen und Kollegen! Man star-

tet mit der Regierungserklärung bei Europa und landet in
der Berliner Landespolitik. 

(Dr. Gregor Gysi [DIE LINKE]: Ja! –
Dr. Dagmar Enkelmann [DIE LINKE]: Das
eine hat mit dem anderen etwas zu tun!)

Daran wird zumindest eines deutlich: Die von der christ-
lich-liberalen Koalition getragene Bundesregierung be-
treibt europäische Politik, insbesondere Währungspoli-
tik, nicht als Roulette, Lotto oder andere Dinge. Wir
stellen fest: Sie brauchen, um Ihre Berliner Schulpro-
bleme zu lösen – in Ihrer Kurzintervention haben Sie
selbst entlarvend gesagt: um zum Beispiel Bestechung
zu verhindern –, Instrumente wie Lotto und Roulette.
Wir wollen bei der Währung ganz bewusst keine Risiken
eingehen, um nicht mit das Wichtigste, was wir durch
die europäische Einigung erreicht haben, nämlich einen
stabilen und harten Euro, zu gefährden. Deshalb unter-
stützt die FDP-Fraktion den Kurs der Bundesregierung
auf das Entschiedenste. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

In unserer Generation wird entschieden, ob die Wirt-
schafts- und Währungsunion ein Erfolg bleibt oder ob
sie daran zugrunde geht, dass einige Staaten über einen
längeren Zeitraum weit über ihre Verhältnisse leben, in
Bezug auf ihre Wirtschaftsleistung immer gewaltigere
Defizite aufbauen und sich dann, wenn es nicht mehr
weitergeht, hilfesuchend an Dritte wenden. Das kann so
nicht funktionieren. Solidarität braucht und setzt Verant-
wortung voraus. 

Es geht nicht darum: Wer ist der beste Europäer,
sprich: wer ist am solidarischsten, wer hilft am schnells-
ten? Das ist genau der falsche Reflex. Deshalb begrüßen
wir auch in diesem Punkt das, was wir heute Morgen
von der Bundeskanzlerin gehört haben. Aus unserer
Sicht waren das Worte, die genau in die richtige Rich-
tung gehen, weil sie zeigen, dass wir sehr wohl im Ex-
tremfall als Ultima Ratio über die erwähnten Instru-
mente – IWF und notfalls auch bilaterale Hilfen – helfen
werden. Frau Kollegin Schwall-Düren, damit wollen wir
Stabilität, Ruhe und Sicherheit in die Märkte hineinbrin-
gen. Sie haben die Financial Times Deutschland hochge-
halten. Wir haben Respekt vor der Pressefreiheit. Ich
kann nur sagen: Meines Erachtens ist der Kurs, den Sie
vorschlagen, sowohl für den Euro als auch für die
Märkte riskant. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Wir haben in der Regierungserklärung der Frau Bun-
deskanzlerin gehört, dass wir darauf reagieren müssen,
wenn die Kriterien des Stabilitäts- und Wachstums-
paktes unterlaufen werden. An unsere gemeinsamen
Kriterien müssen wir in der Tat noch einmal heran.
Wahrscheinlich wird es ohne eine Überarbeitung und
Präzisierung unserer Kriterien nicht gehen. Bei diesem
Prozess müssen wir aber aufpassen – Rainer Brüderle
hat es gesagt –, dass wir nicht in einen europäischen Fi-
nanzausgleich hineinkommen. Ein europäischer Finanz-
ausgleich wäre genau der falsche Weg. Wir brauchen
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stattdessen Wege, die den Ländern, die sich in einer pro-
blematischen Situation befinden, helfen, ohne die Stabi-
lität der Währung aufzuweichen. Ich glaube, mit den
Vorschlägen, die jetzt gemacht worden sind, sind wir auf
einem guten Weg.

Wenn wir allen Vorschlägen folgen würden, die Sie,
Kollege Gysi, hier gemacht haben, die durch einige Aus-
führungen des Kollegen Trittin ergänzt wurden, bei de-
nen ich mich gefragt habe, ob er auch die Historie der
griechischen Kreditwürdigkeit studiert hat, dann kämen
wir schnell in eine Situation, in der der Euro die Stabili-
tät hätte wie am Schluss die Ostmark.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vom Kollegen Trittin ist Island angesprochen wor-
den. Ich vermute, dieses Thema wird auch später noch
eine Rolle spielen; denn wir haben mehrere Anträge
dazu vorliegen. Kollege Trittin, Sie haben gesagt, die
Kanzlerin würde sich wie Bismarck verhalten. Ich will
Ihre Aufmerksamkeit jetzt einmal ganz bewusst auf ei-
nen anderen Aspekt lenken, weil Island ein sehr schönes
Beispiel ist. Im Fall Island handeln wir, wie ich finde,
eben nicht genau wie Bismarck – nach dem Motto: Wir
entscheiden und alle anderen müssen folgen –, sondern
wir haben uns als Bundestag entschieden – auch im
Lichte der neuen Begleitgesetze und der Entscheidung
Karlsruhes –, diesen Prozess in aller Ruhe durchzufüh-
ren.

(Dietmar Nietan [SPD]: Damit sind Sie Ihrer
Regierung in den Rücken gefallen! Die woll-
ten das jetzt schon machen!)

Erweiterungen funktionieren für uns nicht auf Knopf-
druck. Erweiterung ist ein Prozess – die FDP-Fraktion
steht zur Fortsetzung des Erweiterungsprozesses –, der
im Einzelfall kontrolliert, mit genauer Begleitung und
vor allem unter parlamentarischer Kontrolle erfolgen
muss. Dies verbietet es, diesen Prozess übers Knie zu
brechen.

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie tun das im Auftrag der Niederlande
und der Briten! Das ist ganz einfach!)

Deshalb werden wir Ihren Anträgen, die Sie heute
dazu vorgelegt haben, nicht zustimmen. Wir sind für das
ganz normale parlamentarische Verfahren. Wir werden
das noch einmal ausführlich im Bundestag behandeln. In
der nächsten Sitzungswoche – wahrscheinlich sogar mit
einer großen Debatte während der Kernzeit – werden wir
uns des Themas Island noch einmal ganz besonders an-
nehmen. Im Übrigen steht dieses Thema nicht auf der
Tagesordnung des Europäischen Rates. Auch deshalb
wäre es falsch, schon heute darüber abzustimmen. Bei
Erweiterungsfragen ist genauso wie bei Währungsfragen
nicht die Schnelligkeit entscheidend. Nicht derjenige,
der schnell hilft, ist der beste Europäer. Gründlichkeit ist
aus unserer Sicht ganz wichtig, um den Prozess der Er-
weiterung auch weiterhin rechtfertigen zu können.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU – Michael Roth [Heringen]
[SPD]: Das ist aber ein schwaches Argument!)

Für die FDP-Fraktion sind Verträge und Ver-
tragstreue ein hohes Gut.

(Dietmar Nietan [SPD]: Meinen Sie jetzt den 
Koalitionsvertrag?)

Das gilt aus unserer Sicht für alle Bereiche der europäi-
schen Politik. Das gilt für Beitrittsverhandlungen. Ich
habe es erwähnt: Das gilt für Island, aber auch für alle
anderen Fälle. Für uns gilt: Pacta sunt servanda. Das gilt
für den Verfassungsvertrag und die strikten Regeln des
Stabilitäts- und Wachstumspaktes, die wir, wo nötig, er-
gänzen und überarbeiten müssen. Das gilt für uns vor al-
lem für den harten Euro. Deshalb gilt das auch für die
Unterstützung des hier vorgestellten Kurses der Bundes-
regierung beim Europäischen Rat. 

Kolleginnen und Kollegen, noch ein Wort an uns
selbst: Das gilt auch für die neue Begleitgesetzgebung.
Das, was wir in der nächsten Sitzungswoche, aber auch
schon heute aufgrund der Anträge der Kollegen von der
Opposition bezogen auf Island machen, ist der erste Fall
– das hört sich jetzt technisch an – einer Stellungnahme
nach § 10 EUZBBG, dem Begleitgesetz, das die Zusam-
menarbeit zwischen Bundestag und Bundesregierung re-
gelt. Das ist der erste Fall, und wir müssen uns sehr viel
Zeit nehmen, um das genau durchzusprechen. Wir erin-
nern uns selbst, aber auch die Bundesregierung daran,
dass die Zeiten, in denen Europapolitik quasi an die
Bundesregierung delegiert wurde, vorbei sind. Das
nimmt uns in die Pflicht und die Bundesregierung ge-
nauso. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Wir wissen aber auch – deshalb waren wir über die
klaren Worte in der heutigen Regierungserklärung froh –,
dass die deutschen und die europäischen Interessen bei
der Bundesregierung auf der Tagung des Europäischen
Rates heute und morgen in guter Hand sind. Wir wün-
schen erfolgreiche Verhandlungen.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse: 
Das Wort hat nun Axel Schäfer für die SPD-Fraktion. 

(Beifall bei der SPD)

Axel Schäfer (Bochum) (SPD): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die

Regierungserklärung der Bundeskanzlerin und die
Positionierung der Koalitionsfraktionen zu dieser so
wichtigen europapolitischen Frage in dieser Stunde kann
man mit zwei Worten überschreiben: unberechenbar und
unglaubwürdig. 

„Unberechenbar“ ist in diesem Zusammenhang keine
Erfindung der SPD, sondern das können Sie jeden Tag in
Ihnen nahestehenden Zeitungen lesen, von FAZ bis Fi-
nancial Times, weil sich täglich die Position der Bundes-



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 34. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 25. März 2010 3111

(A) (C)

(D)(B)
Axel Schäfer (Bochum)

regierung, der Kanzlerin zu zentralen europäischen Fra-
gen, wie jetzt zur Hilfe für Griechenland, ändert.
Tagtäglich ändert sich das. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN)

Das ist alles andere als eine verlässliche Europapoli-
tik. 

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Sie haben eine
Wahrnehmungslücke! – Gegenruf des Abg.
Christian Lange [Backnang] [SPD]: Nein, er
liest Zeitung!)

Mal gibt man Unterstützung, mal ist man dagegen. Man
ist für einen europäischen Währungsfonds, aber eigent-
lich doch nicht. Jetzt geht es um Maßnahmen über den
IWF. Wenn sich die Fraktionsvorsitzenden einmal an-
schauen, was gestern in dem Entwurf zur Regierungser-
klärung stand und was heute erklärt worden ist, dann se-
hen sie, dass es selbst da Unterschiede gibt. So schnell
ändern sich Positionen. 

(Beifall bei der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es wäre ja schon ge-
nug, Sie für diese Europapolitik zu kritisieren. Es geht
hier aber auch um die deutsche Rolle.

(Zuruf der Abg. Birgit Homburger [FDP])

Durch dieses Wackeln, Schweigen oder auch zum Teil
Hinterherlaufen gibt es keine deutsche Führungsposition
in Europa. Es gibt keine deutschen Vorstellungen, für die
man wirbt, sondern man wartet, wechselt oder läuft Posi-
tionen hinterher. Genau das darf Deutschland als verant-
wortungsvolles Land in Europa nicht machen. 

(Beifall bei der SPD)

Warum ist das alles unglaubwürdig? Die Kanzlerin
hat heute ermahnt – ich zitiere aus dem Gedächtnis, aber
fast wörtlich –, dass wir über die Themen, die auch beim
Europäischen Rat anstehen, mehr diskutieren müssen.
Was ist die Praxis? 

(Dr. Eva Högl [SPD]: Ja, das sag einmal!)

Wir haben gestern im Europaausschuss erlebt, dass ein
zentrales Thema, nämlich die Strategie EU 2020, für das
die SPD Vorarbeiten geleistet hat und sich für die Dis-
kussion positioniert hat, abgesetzt worden ist. Das heißt,
die Kanzlerin fährt jetzt zum Gipfel, ohne dass es eine
abgestimmte Position gibt, ohne dass der Bundestag
grundlegend darüber diskutiert hat. Das fehlt, und das
haben Sie verhindert.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Es geht noch weiter. Kollege Link hat natürlich völlig
recht, 

(Zuruf von der FDP: Er hat immer recht!)

wenn er sagt, dass wir die Konsequenzen aus dem Lis-
sabon-Vertrag und dem Lissabon-Urteil ernst nehmen
müssen. Ich zeige Ihnen konkret, wie ernst sie genom-
men werden.
Erstes Beispiel: europäische Bürgerinitiative. Es ist
ein zentrales Anliegen Deutschlands und dieses Hauses
insgesamt, es Bürgerinnen und Bürgern möglich zu ma-
chen, sich durch Unterschriften für ein europäisches Pro-
jekt zu engagieren. Das muss dann zu einem Gesetzes-
akt, zu einem Vorschlag der Kommission führen. Dazu
ist weder von der Bundesregierung noch von einer der
sie tragenden Fraktionen etwas gesagt worden, weder
von CDU/CSU noch von FDP. Dort herrscht nur lautes
Schweigen zu Europa.

Zweites Beispiel: Europäischer Auswärtiger Dienst.
Dazu gibt es Vorschläge und Positionen der SPD, aber
von Ihnen ist kein Vorschlag gemacht worden, wie die
Bundesregierung positioniert werden soll.

Drittes Beispiel: Island. Dieses Beispiel ist besonders
schön; denn da wird die Arbeitsteilung der Verhinderung
einer Positionierung deutlich. Die einen, nämlich die
Bundesregierung, sagen, man müsse auf den Bundestag
warten, und die anderen, die Koalitionsfraktionen im
Bundestag, erweisen sich als unfähig, sich in ihren Ar-
beitsgruppen abzustimmen, um rechtzeitig eine Positio-
nierung zu Island zu erreichen. 

(Thomas Silberhorn [CDU/CSU]: Warum die
Eile, Herr Kollege? – Bernhard Kaster [CDU/
CSU]: Die wird rechtzeitig da sein!)

Es wäre jetzt noch möglich, eine Positionierung rechtzei-
tig zu erreichen. Bis zur letzten Woche war von der spani-
schen Ratspräsidentschaft angekündigt worden – der
Brief vom 18. März liegt vor –, das zu machen. Das ist
nicht gemacht worden. Wir sind jetzt in der Situation,
dass wir nicht wissen, auf welchen Wegen bestimmte
Entscheidungen, Vorentscheidungen oder Abstimmun-
gen getroffen werden, ohne dass der Bundestag durch
eine Debatte und einen Beschluss Einvernehmen her-
stellt. Wir wollten das mit gutem Willen machen. Dieser
gute Wille hat bei Ihnen im Monat März gefehlt. Das
muss hier offen kritisiert werden.

(Beifall bei der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, hier geht es um die
Frage: Sind wir als Bundestag, selbstverpflichtend über
die Fraktions- und Parteigrenzen hinweg, willens und in
der Lage, tatsächlich europäische Politik zu gestalten?
Das, was ich zurzeit von den geschätzten Kolleginnen
und Kollegen der Regierungskoalition erlebe, ist mutlos.
Es ist auch manchmal ratlos. Aber am Ende kann es auch
dazu führen, dass man rückgratlos wird, wenn man all
das, was man vorher zur Stärkung der parlamentarischen
Rechte vereinbart hat, hier nicht wahrnimmt. 

Wir werden unsere Oppositionsrolle so wahrnehmen,
dass wir Punkt für Punkt bei allen wichtigen europäi-
schen Fragen die Diskussion im EU-Ausschuss, mög-
lichst in allen Ausschüssen und im Plenum führen, damit
die Europäisierung des Bundestages gelingt. Dafür
braucht man nicht nur Überzeugung, sondern auch Ge-
staltungswillen. Der Gestaltungswille fehlt auf der rech-
ten Seite dieses Hauses.

(Beifall bei der SPD)
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Dass Sie anders können, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, haben Sie an zwei Stellen gezeigt:

Sie haben den Mut gehabt – es gehört zu einer fairen
und ehrlichen Debatte, auch das zu sagen –, dafür zu sor-
gen, dass der Deutsche Bundestag – das wurde auf An-
trag der SPD-Fraktion beschlossen und vom Bündnis 90/
Die Grünen, von der Linken, der FDP und der CDU/
CSU unterstützt – den deutschen Kommissar Günther
Oettinger nach seiner Benennung eingeladen hat und wir
ihn befragt haben. Das war ein historisches Novum für
das Parlament. Die Regierenden sollten sich schon ein-
mal Gedanken machen, ob sie auch Minister in Zukunft
vielleicht nicht nur ernennen, sondern ob sie solche An-
lässe auch parlamentarisch nutzen. Minister könnten
sich hier im Parlament den Fragen der Abgeordneten
stellen und gewissermaßen auf den Prüfstand gestellt
werden. Die Befragung des deutschen Kommissars
Oettinger haben wir im Bundestag, wie gesagt, gemein-
sam beschlossen. Das war ein guter Weg. 

Außerdem haben wir im Europaausschuss gemeinsam
vereinbart, bei unseren Debatten die Öffentlichkeit zuzu-
lassen; auch das ist richtig.

Ich appelliere an Sie von CDU/CSU und FDP, der ge-
meinsamen europäischen Verantwortung im Parlament
nachzukommen und nicht nur zu fragen, was die Regie-
rung erlaubt. Die SPD wird sich nicht danach richten,
was die Regierung ihr erlaubt, sondern wir werden un-
sere Fragen stellen. Wir werden uns Punkt für Punkt an-
schauen, wie Sie Europapolitik machen, und den Finger
dort in die Wunde legen, wo Sie keine gestaltende deut-
sche Europapolitik machen. Die brauchen wir nämlich.
Das ist eine gute Tradition. Für diese Tradition stehen
Frank-Walter Steinmeier und die sozialdemokratische
Bundestagsfraktion.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse: 
Das Wort hat nun Hans-Peter Friedrich für die CDU/

CSU-Fraktion

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Hans-Peter Friedrich (Hof) (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und

Herren! Auch wenn sich die Frau Bundeskanzlerin
schon auf den Weg zum Europäischen Rat machen
musste, will ich mit einem großen Kompliment begin-
nen. Sie hat in den letzten Tagen und Wochen die Inte-
ressen Deutschlands, aber auch die Interessen Europas
trotz der schwierigen Debattenlage auf europäischer
Ebene in hervorragender Weise vertreten, und zwar so-
wohl im Hinblick auf die Schuldenkrise Griechenlands
als auch hinsichtlich der EU-Strategie 2020.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Angela Merkel hat gezeigt, dass sie Hüterin der Ord-
nung in Europa ist, einer Ordnung, die sich Europa selbst
gegeben hat und die von Begriffen wie Subsidiarität und
Stabilität geprägt ist. Beide Begriffe dürfen nicht der Be-
liebigkeit geopfert werden; dafür hat sie gesorgt. Denn
sie sind die Spielregeln, die wir Europäer uns selbst ge-
geben haben und die eingehalten werden sollen.

Lieber Herr Kollege Schäfer, ich bin froh, dass wir
nach dem Inkrafttreten des Lissabon-Vertrages die Mög-
lichkeit haben, uns mehr als in der Vergangenheit und
bei noch größerer Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit im
deutschen Parlament mit europäischen Themen zu be-
fassen. Ich bin der Meinung, dass diese wichtigen The-
men nicht in irgendeinen nichtöffentlich tagenden Aus-
schuss gehören, sondern in das Parlament. Insofern sind
diese Regierungserklärung und die heutige Debatte
wichtig und, wie ich hoffe, der Anfang einer ausführli-
chen europäischen Debatte, die wir gemeinsam führen
wollen.

(Abg. Manuel Sarrazin [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN] meldet sich zu einer Zwischen-
frage)

Nur, ich halte es, auch wenn wir über die verschiede-
nen Fragen kontrovers diskutieren, für notwendig, dass
wir dann, wenn es darum geht, deutsche Interessen
wahrzunehmen, der Regierung und insbesondere, wie in
diesem Fall, der Bundeskanzlerin den Rücken stärken,
zusammenstehen und sagen: Wenn es um unser gemein-
sames deutsches Interesse geht, dann muss die Regie-
rung von allen unterstützt werden.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse: 
Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage des

Kollegen Sarrazin?

Dr. Hans-Peter Friedrich (Hof) (CDU/CSU): 
Nein, danke. Jetzt keine Zwischenfragen. 

Griechenland hat über seine Verhältnisse gelebt; ich
glaube, das bestreitet auch niemand. Das Ergebnis ist,
dass Griechenland heute eine Nettoneuverschuldung von
13 Prozent zu verzeichnen hat; ich wiederhole: 13 Pro-
zent. Das Ergebnis ist, dass die Schuldenstandsquote in
Griechenland heute bei 120 Prozent liegt; das bedeutet,
die Schulden betragen 120 Prozent dessen, was das Land
in einem ganzen Jahr erwirtschaftet. Das ist eine unvor-
stellbare Summe.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es ist deut-
sches und europäisches Interesse, und zwar das Interesse
aller Mitgliedstaaten der Europäischen Union, dass Grie-
chenland aus dieser instabilen, schwierigen Lage heraus-
kommt.

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Dann machen Sie doch etwas!)

Das ist deswegen unser Interesse, weil wir eine gemein-
same Währung haben und weil Europa, die EU eine
Schicksalsgemeinschaft ist.

(Christian Lange [Backnang] [SPD]: Ach!)

Es ist auch unser Interesse, zu verhindern, dass an die
Bürgerinnen und Bürger Deutschlands und Europas die
Botschaft gesendet wird, dass derjenige, der sich an die
(A)
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Spielregeln hält und fleißig ist, am Ende der Dumme ist
und die Zeche zahlen muss. Auch dies ist notwendig.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich begrüße es außerordentlich, dass die Frau Bundes-
kanzlerin heute gesagt hat: Alles, was wir uns an Hilfen
überlegen, ist Ultima Ratio, das allerletzte Mittel. – Da-
rum muss es gehen. Griechenland hat einen wichtigen
und einen richtigen Kurs eingeschlagen. Dass der Kurs
richtig ist, beweisen die Reaktionen der Finanzmärkte
und die heutige Entscheidung der EZB, den Griechen ein
Stück entgegenzukommen. Ich glaube, das ist ein glaub-
würdiger und richtiger Kurs.

Dieser Kurs kann nur gemeinsam mit der griechi-
schen Bevölkerung in Angriff genommen werden. Es
ist notwendig, dass die Menschen in Griechenland den
Ernst der Lage ihres Landes erkennen. Sie müssen aber
auch die Ursachen dafür erkennen. Deswegen ist es sehr
ungünstig – ich drücke mich vorsichtig aus –, dass man
in Griechenland heute so tut, als seien die europäischen
Partner nicht die Opfer der Tricks und Täuschungen, die
frühere Regierungen vorgenommen haben, sondern die
Täter; dies geht aus der veröffentlichten Meinung her-
vor. Täter und Opfer auseinanderzuhalten, ist in dieser
Frage sehr wichtig.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP – Manuel Sarrazin [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Welche Zeitung ha-
ben Sie denn gelesen?)

Herr Gysi, Sie haben letzte Woche – ich zitiere aus
dem Protokoll – in der Haushaltsdebatte gesagt:

Jetzt gehen die Menschen dort 

– also in Griechenland –

auf die Straße, und zwar, wie ich finde, völlig zu
Recht. … Da stehen wir an der Seite der Bevölke-
rung Griechenlands.

(Dr. Dagmar Enkelmann [DIE LINKE]: Wenn 
es gegen den Sozialabbau geht, dann ja!)

Herr Gysi, Sie gehören zu denjenigen, die der griechi-
schen Regierung in der Problematik, den Menschen den
Ernst der Lage ihres Landes zu erklären, in den Rücken
fallen. Darum geht es.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dagmar
Enkelmann [DIE LINKE]: So ein Quatsch! Sie
haben nicht richtig zugehört!)

Deswegen gehören Sie auch zu denjenigen, die eine Mit-
schuld daran tragen, dass stattfindet, wovon Herr Trittin
gesprochen hat: Es werden europäische Flaggen ver-
brannt. Wir jedenfalls stehen an der Seite derjenigen, die
eine verantwortliche Politik für Europa machen wollen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Meine Damen und Herren, die Einhaltung der Stabili-
tätskriterien und der Stabilitätsziele war eine wichtige
Voraussetzung für die Funktionsfähigkeit unserer Wäh-
rung und eine wichtige Voraussetzung dafür, dass der
Euro und Europa bis jetzt so hervorragend aus dieser
Wirtschaftskrise hervorgegangen sind. Ich glaube, dass
es richtig war, von Anfang an klar und deutlich zu ma-
chen: Es gibt keine Gemeinschaftshilfen. Es gibt keine
gesamtschuldnerische Haftung aller Europäer für grie-
chische Schulden. Das ginge nämlich gegen den Geist
und gegen die Buchstaben von Maastricht. Deswegen
möchte ich an dieser Stelle der Frau Bundeskanzlerin
herzlich dafür danken, dass sie dies von Anfang an klipp
und klar gemacht hat.

Heute kommt die Idee, den IWF in die Verantwor-
tung einzubeziehen, offiziell zum Tragen. Wer Mitglied
der Europäischen Union und Mitglied der Europäischen
Währungsunion ist, scheidet nicht automatisch aus ande-
ren Organisationen aus. Er scheidet nicht automatisch
aus anderen Instrumentarien, auf die er einen Anspruch
hat, aus, wenn es darum geht, ihm zu helfen. Weil die
Griechen gegenüber dem IWF einen Anspruch auf Hilfe
haben, ist es richtig, den Weg der Einschaltung des IWF
als Ultima Ratio in Erwägung zu ziehen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dennoch zögert Griechenland, Hilfen von den euro-
päischen Partnern oder vom IWF anzufordern. Grie-
chenland zögert zu Recht. Denn jeder, der Hilfen von
Dritten anfordert, beraubt sich gleichzeitig eines Stückes
seiner Freiheiten und Möglichkeiten. Er muss akzeptie-
ren, dass an diese Hilfen und Forderungen Bedingungen
geknüpft sind. Deswegen zögert Griechenland zu Recht.
Es geht um die Aufrechterhaltung seiner eigenen Souve-
ränität. All diejenigen, die allzu schnell raten, den Grie-
chen zur Seite zu stehen, haben oft überhaupt nicht das
griechische Interesse im Blick, sondern eigene, vielleicht
manchmal auch sehr durchsichtige Interessen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Frau
Bundeskanzlerin hat in ihrer Regierungserklärung ge-
sagt: Wir müssen vermeiden, dass die Stabilitätskrite-
rien in der Zukunft wieder unterlaufen werden können.
Die Lehre, die aus der Krise zu ziehen ist, ist in allerers-
ter Linie, dass wir Transparenz herstellen: Transparenz
in technischer Hinsicht dadurch, dass wir eine einheitli-
che Datengrundlage für alle Länder zur Verfügung stel-
len, aber auch Transparenz in politischer Hinsicht – auch
das ist heute angesprochen worden – dadurch, dass wir
europäischen Aufsichtsbehörden die Möglichkeit ge-
ben, die Einhaltung der Stabilitätskriterien vor Ort zu
überwachen.

Mit der eindeutigen Haltung von Angela Merkel in all
diesen Fragen ist etwas korrigiert worden, was zu Zeiten
der rot-grünen Regierung 2005 allzu leicht und allzu
leichtfertig über Bord geworfen worden ist. Damals
wurde nach Europa ein falsches Signal gesandt, 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

nämlich das Signal, man könne über die Stabilitätskrite-
rien, die Theo Waigel seinerzeit eingeführt hat, noch ein-
mal reden. Nein, man kann darüber nicht reden. Die Sta-
bilitätskriterien gelten und müssen eingehalten werden
und werden eingehalten werden. Das hat Angela Merkel
deutlich gemacht.
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(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Deutschland, liebe Kolleginnen und Kollegen, hat
eine besondere Stabilitätsmentalität. Das liegt nicht nur
an Traditionen, sondern auch an schlechten Erfahrungen,
die dieses Land, dieses Volk gemacht hat. Deswegen war
und ist es wichtig, das Vertrauen der Menschen in die
neue Währung Euro zu erhalten. Ich bin der Frau Bun-
deskanzlerin und der Bundesregierung außerordentlich
dankbar, 

(Christian Lange [Backnang] [SPD]: Jetzt be-
kommt sie das gar nicht mit!)

dass sie im Zusammenhang mit der EU-Strategie 2020
deutlich gemacht haben, dass wir die Stabilitätskriterien
nicht an politische, zweifelhafte Kriterien binden lassen.
Frau Merkel hat in einem Brief an Herrn Van Rompuy
deutlich gemacht, dass auch im Sinne der neuen Strate-
gie Europa 2020 ein Aufweichen der Stabilitätskriterien
nicht infrage kommt. Ich bin froh, dass so etwas aus den
Vorschlägen, die die Europäische Union macht, inzwi-
schen verschwunden ist.

Theo Waigel hat gestern in einem Artikel in der FAZ
etwas gefordert, was, glaube ich, identisch ist mit dem,
was die Bundeskanzlerin heute in ihrer Regierungserklä-
rung gesagt hat. Theo Waigel hat gesagt: Wir brauchen
eine neue Konsolidierungsstrategie für ganz Europa. –
Ja. Und auch da ist Deutschland Vorreiter, und zwar weil
wir im vergangenen Jahr gemeinsam – SPD, FDP, CDU/
CSU – eine Schuldenbremse ins Grundgesetz aufge-
nommen haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP – Dr. Frank-Walter Steinmeier [SPD]:
Und jetzt tretet ihr auf das Bremspedal!)

Das ist in Europa wie in der Welt ein bisher einmaliger
Vorgang. Diese Schuldenbremse wird unseren Kollegen
aus dem Haushaltsausschuss noch sehr viel Arbeit ma-
chen und die Bundesregierung – ich sage das voraus –
noch viel Schweiß kosten, wenn es darum geht, den
nächsten Haushalt und den übernächsten Haushalt auf-
zustellen. 

(Ulrike Flach [FDP]: Das kann man 
wohl sagen!)

Sie wird auch der deutschen Bevölkerung das eine oder
andere abverlangen. Diese Schuldenbremse ist aber al-
ternativlos angesichts der Verantwortung, die wir für die
Finanzen, aber auch für die Zukunft künftiger Generatio-
nen in diesem Land haben. Deswegen gibt es zu dieser
Konsolidierungsstrategie in Deutschland, aber auch in
Europa keine Alternative.

Es ist angesprochen worden, dass Deutschland von ei-
nigen europäischen Partnern wegen seiner Wettbe-
werbsfähigkeit angegriffen wird. Mit der Lissabon-
Strategie ist damals ausgerufen worden, Europa solle zur
wettbewerbsfähigsten Region der Erde werden. Leider
ist daraus nichts geworden; aber das Land, das dieses
Ziel für sich erreicht hat, ist Deutschland. Deswegen ist
es falsch, gerade dieses Land an den Pranger zu stellen.
Vielmehr sollten sich die anderen überlegen, warum sie
mit Deutschland nicht gleichziehen konnten, warum es
ihnen nicht gelungen ist, ebenfalls eine so gute Wettbe-
werbsfähigkeit zu erreichen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, diese Wett-
bewerbsfähigkeit ist uns nicht geschenkt worden. Ich er-
innere daran, dass wir in den 90er-Jahren ein Leistungs-
bilanzdefizit hatten, nämlich als wir nach der
Wiedervereinigung, Herr Gysi, die Trümmer des Kom-
munismus auf deutschem Boden aufräumen mussten.

(Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: So
war es! – Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: So
ist es!)

Dieses Land hat gelitten unter diesem Defizit. Es war
nicht einfach, dieses Defizit zu überwinden. Ich erinnere
an die Konsolidierungsstrategie, die Mitte der 90er-Jahre
dafür gesorgt hat, dass die Produktivität in Deutschland
gestiegen ist, aber auch an die Agenda 2010. Auch durch
sie wurde den Menschen viel abverlangt, aber sie hat
dazu geführt, dass die Produktivität an jedem Arbeits-
platz in Deutschland höher als bei den Wettbewerbern in
der Welt ist. Das ist der Grund für die Wettbewerbsfähig-
keit und für die Leistungsfähigkeit, und dafür brauchen
wir uns nicht zu schämen, sondern darauf kann dieses
Land stolz sein.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Im Übrigen möchte ich darauf hinweisen, dass die eu-
ropäische Leistungsbilanz insgesamt negativ wäre,
wenn es den Überschuss in der Leistungsbilanz der
Deutschen nicht gäbe. Insofern leisten wir auch in die-
sem Punkt einen wichtigen Beitrag.

Zur Lohnpolitik. Die zurückhaltende Lohnpolitik un-
serer Tarifpartner, die ich an dieser Stelle ausdrücklich
loben möchte, hat dazu geführt, dass Deutschland hin-
sichtlich der Arbeitslosigkeit bis heute weit mehr Fort-
schritte als seine Partner gemacht hat.

(Dr. Frank-Walter Steinmeier [SPD]: Keine 
Binnennachfrage!)

Wir liegen heute mit 7,5 Prozent um 2,5 Prozentpunkte
unter der Arbeitslosenquote in Europa. Wenn man das
mit anderen Ländern vergleicht – 9 Prozent in Frank-
reich, 13,8 Prozent in Irland –, dann kann man sehen,
dass diese Lohnzurückhaltung, die unsere Tarifpartner
an den Tag gelegt haben, der richtige Weg zu Beschäfti-
gung und Arbeit für die Menschen in Deutschland ist.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Schließlich zur EU-Strategie 2020. Ich werfe einen
Blick auf die Struktur Europas und der europäischen
Partnerländer. Diese Struktur ist außerordentlich hetero-
gen. Wir haben im Grunde folgende Möglichkeiten: 

Erstens. Wir, alle 27 Länder, einigen uns nur auf den
kleinsten gemeinsamen Nenner. Das wäre zu wenig für
ein gemeinsames Europa. 

Zweitens. Wir zwängen diese 27 Länder auf einen ge-
meinsamen Kurs, durch den Kreativität verschwindet
und der letzten Endes auch hinsichtlich der Akzeptanz in
der Bevölkerung schwierig ist. 
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Drittens. Diesen Weg wollen und sollten wir gehen:
den Weg der Vielfalt der Systeme, der Gestaltungsfrei-
heit und des Gestaltungswettbewerbs. Dieses Prinzip hat
sich im deutschen Föderalismus hervorragend bewährt.
Dieser Gestaltungswettbewerb muss auch in Europa
Platz greifen. Der Beste muss derjenige sein, der die
Marken setzt und das Vorbild für andere ist. 

In diesem Sinne wird es gelingen, dass Deutschland
Vorbild in Europa ist und dass Europa insgesamt voran-
kommt. Wir wünschen der Bundeskanzlerin für ihre Ver-
handlungen beim Europäischen Rat alles Gute.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse: 
Das Wort hat nun Eva Högl für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Eva Högl (SPD): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich

sehe überhaupt keinen Anlass, der Bundeskanzlerin in
einer Rede fünf Komplimente zu machen und 28-mal zu
danken,

(Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: Das 
wäre aber angemessen!)

weil ich die Regierungserklärung der Kanzlerin enttäu-
schend und erschreckend ideenlos fand.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir hätten hier im Bundestag gerne über ein Konzept
zu Europa 2020 diskutiert. Als Mitglied der SPD-Frak-
tion und Opposition sage ich: Ich hätte mich gerne rich-
tig kritisch mit den Vorstellungen und Ideen der Bun-
desregierung auseinandergesetzt, aber ich habe keine
Konzepte, keine Visionen und keine Strategie für Europa
gehört, 

(Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: Dann
bereichern Sie die Debatte doch mit Ihren
Konzepten!)

sondern ich habe ganz viel dazu gehört, was Sie alles
nicht wollen. Das verstecken Sie hinter der Floskel
„Vielfalt der Systeme“. Dabei bleiben Sie doch erschre-
ckend vage und unverbindlich.

(Axel Schäfer [Bochum] [SPD]: Einfalt!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der CDU, die
CDU war einmal europaengagiert. Ich müsste mich gar
nicht um das europapolitische Profil der CDU sorgen,
wenn es nicht um Deutschland und um die Zukunft Eu-
ropas ginge. Das sorgt uns alle. Wir haben in Europa
nämlich zehn ganz entscheidende Jahre vor uns. Es geht
um die Stabilität und den Zusammenhalt Europas und
um unsere Rolle in der Welt. Ich habe von der Bundesre-
gierung bisher nichts dazu gehört, wie es da weitergehen
kann.
Die EU-Kommission unter Barroso macht Vorschläge
zu fünf Kernzielen; mehr sind es gar nicht. Ich muss die
EU-Kommission und ihren Präsidenten Barroso über-
haupt nicht verteidigen; denn das ist gar nicht meine
Kommission, und sie ist, wie Sie wissen, auch nicht
mehrheitlich mit Sozialdemokratinnen und Sozialdemo-
kraten besetzt. Die EU-Kommission legt also eine
Grundlage mit fünf Zielen. Zwei davon lehnen Sie ab.
Da fragen wir uns doch: Welche Strategie bleibt eigent-
lich noch für Europa? Wohin soll der Weg gehen?

Dass Sie das Armutsziel ablehnen, halte ich für einen
unglaublichen Vorgang.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN)

Beim Thema Armut dürfen wir uns nicht hinter Sonn-
tagsreden und hinter halbherzigen Bekenntnissen ver-
schanzen. Dafür ist das Thema Armut zu wichtig; es
muss auch auf der europäischen Ebene ausführlich dis-
kutiert und engagiert angegangen werden. 

Wir erleben zurzeit die Bundesministerin von der
Leyen – wortreich und durchaus mit Empathie – zum
Europäischen Jahr gegen Armut und soziale Ausgren-
zung. Aber auch sie lehnt das Ziel der Armutsbekämp-
fung in Europa ab. Dabei geht es nur um ein gemeinsa-
mes Ziel in Europa – nicht um mehr, aber auch nicht um
weniger. 

Dieses gemeinsame Ziel wäre ein wichtiges Signal an
die Menschen in Deutschland und in Europa, dass wir es
ernst meinen mit der Bekämpfung von Armut, dass uns
ihre Sorgen ernsthaft interessieren und kümmern, dass
wir Maßnahmen ergreifen und nicht nur reden, sondern
auch handeln. Wenn dieses Signal vom Europäischen
Rat ausgehen würde, wäre das sehr, sehr wichtig für die
Menschen in Europa.

(Beifall bei der SPD)

Ich will auch etwas zum Thema Bildung sagen.

(Georg Schirmbeck [CDU/CSU]: Das ist im-
mer gut!)

Man kann kritisch sein, und der Bundesrat hat zum Aus-
druck gebracht, dass er für das Thema Bildung zuständig
ist. Aber ein gemeinsames Ziel in Europa, die Verständi-
gung darauf, dass Bildung wichtig ist und wir in diesem
Bereich ambitioniert vorgehen müssen, stellt die Kom-
petenz der Bundesländer überhaupt nicht infrage. Wenn
man will, dass in Europa Wachstum und Wettbewerbsfä-
higkeit großgeschrieben werden und wir gut aufgestellt
sind – das haben Sie betont –, dann müssen wir uns auch
im Bereich der Bildung Ziele setzen. Dann geht es in Eu-
ropa gar nicht ohne Bildung. 

Aber die schwarz-gelbe Regierung bleibt die Antwort
auf die Frage schuldig, wie das mit der Bildung denn ge-
hen soll. Denn Sie nehmen uns mit Ihrer Steuerpolitik je-
den Spielraum, um in Deutschland sinnvolle und gute
Bildungspolitik zu machen. Ich würde mir wünschen,
dass die Bildungspolitik durch ein engagiertes Ziel auf
der europäischen Ebene befördert würde.

(Beifall bei der SPD)
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Zwei Ziele lehnen Sie ab – darauf habe ich hingewie-
sen –, bei einem dritten Ziel sind Sie unengagiert, und
das ist die Beschäftigungsquote. Es geht um die Weiter-
entwicklung der Lissabon-Strategie. Wir dürfen das
Thema Beschäftigungsquote nicht nur auf die Floskel
„Hauptsache Arbeit, egal was für eine“ reduzieren. Wir
brauchen bei der neuen Strategie klare Aussagen zur
Qualität der Arbeit.

(Beifall bei der SPD)

Es geht nämlich darum, wie die Menschen in unserem
Land arbeiten. Wir brauchen eine Lösung für das Pro-
blem, dass immer mehr Menschen von Löhnen leben,
von denen sie sich und ihre Familien nicht ernähren kön-
nen. 

Deswegen hätte ich mir gewünscht, dass wir die neue
Strategie ganz klar formulieren, im Bereich der Beschäf-
tigungspolitik um einen qualitativen Aspekt ergänzen
und feststellen: Wir sind gegen Ausbeutung. Wir sind für
gute Löhne auch auf der europäischen Ebene. – Ich hätte
mir auch gewünscht, dass wir uns ein engagiertes Ziel
mit Blick auf die gleiche Bezahlung von Männern und
Frauen gesetzt hätten. Morgen findet der Equal Pay
Day statt. In diesem Zusammenhang hätte man diese
Strategie gut weiterentwickeln und ein gutes Ziel setzen
können. Das hätte dann den Namen „neue Strategie“
auch verdient.

(Beifall bei der SPD)

Eine letzte Bemerkung zum Parlament – der Kollege
Schäfer hat es schon angesprochen –: Wir haben eine
erste Debatte zum Thema Europa 2020 – und dabei geht
es nicht um mehr, aber auch nicht um weniger als um die
Zukunft der Europäischen Union – am 4. März um
21.30 Uhr für 30 Minuten geführt. Ansonsten ist das
Parlament nicht beteiligt worden. Heute hat es zum ers-
ten Mal die Gelegenheit, dazu Stellung zu nehmen, wel-
che Position die Kanzlerin bei diesem wichtigen Euro-
päischen Rat vertreten wird. Ich finde, das ist eine
gravierende Missachtung des Deutschen Bundestages.
Das finde ich enttäuschend. Ich hätte mir im Vorfeld die-
ses Europäischen Rates mehr gewünscht.

(Beifall bei der SPD)

Das wäre insbesondere vor dem Hintergrund der Tat-
sache wichtig gewesen, dass mit dem Lissabon-Vertrag
die Parlamente gestärkt wurden. Man hätte auch hier ein
deutliches Zeichen setzen können. Aber die Kanzlerin
hat in ihrer Regierungserklärung die Parlamente nicht
ein einziges Mal erwähnt, weder den Deutschen Bundes-
tag noch das Europäische Parlament.

Ich kann nur hoffen, dass sie sich mit ihrer Zögerlich-
keit und Ideenlosigkeit im Europäischen Rat nicht
durchsetzt und dass die anderen Kolleginnen und Kolle-
gen ambitionierter sind und eine gute Strategie 2020 im
Sinne der Zukunft Europas, im Sinne der Menschen in
Deutschland und Europa und auch im Sinne einer guten
Positionierung Deutschlands formulieren.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD)
Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse: 
Als letztem Redner in dieser Debatte erteile ich dem

Kollegen Michael Stübgen für die CDU/CSU-Fraktion
das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Michael Stübgen (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Beim Euro-
päischen Rat, der in wenigen Stunden in Brüssel beginnt,
soll über die Ausgestaltung der sogenannten Europa-
2020- oder Post-Lissabon-Strategie diskutiert werden. –
Frau Högl, hören Sie einmal zu, was ich zu sagen habe.

(Dr. Eva Högl [SPD]: Ich höre Ihnen immer 
zu!)

Der neue Präsident Van Rompuy beabsichtigt, beim Eu-
ropäischen Rat eine Grundverständigung über die Archi-
tektur der neuen Wachstumsstrategie zu erreichen. So
steht es auf der Einladung und in der Tagesordnung. Es
soll eine Aussprache geben, um dann zu Vorarbeiten und
konkreten Beschlüssen zu kommen. Das passiert jetzt
beim Europäischen Rat. Wenn Sie richtig zugehört ha-
ben, dann wissen Sie, dass der Präsident des Europäi-
schen Parlaments, Herr Buzek, diese Woche mehrfach
erklärt hat, dass der Europäische Rat frühestens am
17. Juni eine konkrete Strategie beschließen wird.

Die Koalitionsfraktionen werden fundiert, und zwar
durch Beratung in allen beteiligten Ausschüssen im Bun-
destag, rechtzeitig zu diesem Termin eine detaillierte
Stellungnahme mit Bindewirkung für die Bundesregie-
rung vorlegen. Das geschieht dann, wenn es nötig ist,
und dies ist für eine allgemeine Diskussion nicht der
Fall. Wir beschließen doch im Bundestag keinen Sprech-
zettel für die Kanzlerin, auf dem steht, was sie in der
Aussprache mit den Regierungschefs sagen darf.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP – Volker Kauder [CDU/CSU]:
Das weiß sie schon selber!)

In diesem Zusammenhang möchte ich kurz auf Island
eingehen. Für jemanden, der das Thema nicht genau
kennt, ist es nicht nachvollziehbar, worüber sich die SPD
und die Grünen beschweren.

(Stefan Liebich [DIE LINKE]: Wir auch!)

Wir haben von der Bundesregierung den Auftrag be-
kommen, eine Stellungnahme zum Beschluss von Bei-
trittsverhandlungen mit Island zu erarbeiten. Zunächst
war von der schwedischen und dann weiter verfolgt von
der spanischen Ratspräsidentschaft geplant, heute auf
dem Europäischen Rat über die Beitrittsverhandlungen
abzustimmen. Es zeichnete sich seit Januar ab, dass die-
ser Termin von den europäischen Institutionen nicht ge-
halten werden wird. 

Wir haben im Bundestag mit unseren Anträgen dafür
gesorgt, dass wir schon in der nächsten Sitzungswoche
eine fundierte Stellungnahme vorlegen können,

(Axel Schäfer [Bochum] [SPD]: 15. März!)
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die den Beginn von Beitrittsverhandlungen befürwortet,
was wir aber mit dem konkreten Hinweis verbunden ha-
ben, dass dann ein entsprechender Beschluss gefasst
werden soll. Wir werden am 22. April die zweite und
dritte Lesung im Bundestag durchführen, rechtzeitig be-
vor irgendein Rat irgendetwas in dieser Angelegenheit
entscheiden wird. Genau das fordert die Begleitgesetz-
gebung von uns. So werden wir das als Koalitionsfrak-
tionen auch weiter handhaben.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse: 
Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage des

Kollegen Sarrazin?

Michael Stübgen (CDU/CSU): 
Bitte.

Manuel Sarrazin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Kollege Stübgen, Sie haben gesagt, Sie wüssten

nicht, worüber wir uns beschweren. Sind Sie bereit, zur
Kenntnis zu nehmen, dass sich die Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen darüber beschwert, dass die Koalition eine
Chance vergibt, Island ein deutliches Signal zu geben,
dass wir für einen Beitritt sind, dass wir zwar kritische
Fragen haben, aber in der Lage sind, schnell zu agieren,
um die Verhandlungen aufzunehmen? Das heißt, wir be-
schweren uns darüber, dass ein positives Signal ausge-
lassen wird. Sind Sie bereit, das zur Kenntnis zu neh-
men?

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse: 
Herr Kollege, bevor Sie antworten: Der Kollege

Liebich will auch eine Zwischenfrage stellen. Wollen Sie
sie zulassen? Dann können Sie zusammenhängend Ihre
Redezeit deutlich verlängern.

Michael Stübgen (CDU/CSU): 
Danke schön.

Stefan Liebich (DIE LINKE): 
Herr Kollege, ich möchte mich der Beschwerde mei-

nes Vorredners anschließen. Denn es gab Anträge von
SPD, Bündnis 90/Die Grünen und der Linksfraktion im
Europaausschuss, die die CDU/CSU und die FDP nicht
beschließen wollten, in denen wir uns dafür ausgespro-
chen haben, jetzt sehr frühzeitig das Signal auszusenden,
dass sich die Bundesregierung für Verhandlungen mit Is-
land einsetzt. Sind Sie auch bereit, zuzugestehen, dass
Sie zu diesem Zeitpunkt noch nicht wussten, dass das
nicht auf der Tagesordnung steht? Der Staatssekretär hat
nämlich gesagt, dass es noch nicht auf der Tagesordnung
steht bzw. dass man nicht wisse, ob es auf der Tagesord-
nung stehen werde.

Ist es nicht vielmehr so, dass Sie dort gesagt haben,
dass Sie, egal ob es auf der Tagesordnung steht oder
nicht, nicht wollen, dass es auf die Tagesordnung
kommt, weil Sie Beratungsbedarf haben, und demzu-
folge CDU/CSU und FDP auf der Bremse stehen, aber
nicht Bündnis 90/Die Grünen, die Linke und die SPD?

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Michael Stübgen (CDU/CSU): 
Ich werde es im Protokoll nachlesen. Vielleicht ver-

stehe ich dann Ihre Frage.

(Dr. Gesine Lötzsch [DIE LINKE]: So schwer
war es nicht! – Dr. Axel Troost [DIE LINKE]:
Kriegen wir dann eine schriftliche Antwort?)

Aber ich glaube, es war so ziemlich dieselbe Frage wie
die von Herrn Sarrazin.

Es war ganz einfach so, dass nach der ursprünglichen
Planung heute ein Beschluss gefasst werden sollte. Wir
haben uns im Ausschuss mit der Frage beschäftigt, wie
wir es schaffen können, heute zu beschließen. Dabei ist
herausgekommen, dass wir es mit verkürzten Beratungs-
zeiten der mitberatenden Ausschüsse, Fristverzicht und
dergleichen gerade so hätten hinbekommen können. Als
dann vor drei Wochen deutlich wurde, dass dieser Rat
darüber nicht entscheiden kann, haben wir gesagt, dass
wir es auch mit den mitberatenden Ausschüssen ausführ-
lich beraten werden, was übrigens unsere Verantwortung
als federführender Europaausschuss ist, um den Be-
schluss dann zu fassen, wenn er notwendig ist. Dies wird
in der nächsten Sitzungswoche der Fall sein. 

Noch eines auf Ihre Frage, Herr Sarrazin: Die Frage,
wer hier Chancen für Island verbaut, können wir in der
nächsten Woche noch einmal intensiv diskutieren; denn
Sie als Grüne haben einen Antrag gestellt, in dem Sie
von Island fordern, das angeblich absolute Walfangver-
bot der Europäischen Union einzuhalten, bevor es Mit-
glied in der Europäischen Union werden kann. Damit
fordern Sie von Island die Einhaltung von Regeln, die es
in der Europäischen Union gar nicht gibt. Dort gibt es
nämlich Ausnahmen für wissenschaftliche Zwecke und
zur Nutzung durch die indigene Bevölkerung. Wenn Sie
also glauben, Sie setzten sich besonders für Island ein,
dann schauen Sie sich doch erst einmal die rechtlichen
Grundlagen der Europäischen Union an, anstatt von mit-
gliedswilligen Ländern Dinge zu fordern, die wir in der
Europäischen Union selber nicht erfüllen. – Danke
schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

In diesem Zusammenhang weise ich noch auf Folgen-
des hin – das muss schon einmal gesagt werden –: Es ist
doch kein Zufall, dass wir in diesem Bundestag erst seit
2006 überhaupt substanzielle Mitbestimmungsrechte
in europäischen Fragen haben. Ich kann Ihnen sagen,
warum das so ist: weil während der Regierungszeit von
Rot-Grün Schröder und Fischer kategorisch jede sub-
stanzielle Mitberatungs- und Mitbestimmungsmöglich-
keit des Bundestages verhindert haben. 

(Dr. Angelica Schwall-Düren [SPD]: Was?)

Wenn Sie sich heute als Retter der Demokratie auf-
spielen, dann sage ich Ihnen: Fassen Sie sich bitte an die
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eigene Nase; denn wenn wir in der Großen Koalition
nicht mit nachhaltigem Druck im Koalitionsvertrag
durchgesetzt hätten, dass wir substanzielle Rechte für
den Bundestag bekommen, dann gäbe es sie erst jetzt,
weil wir nun eine vernünftige Koalition haben. Aber bis
zum vorigen Jahr hätte es sie noch nicht gegeben. Bitte
seien Sie etwas zurückhaltender mit Ihren Vorwürfen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Ich muss noch ein Thema ansprechen; ohne es anzu-
sprechen, kann man nicht über den Europäischen Rat
sprechen. Es geht um die Finanzhilfen an Griechenland.
Ohne Zweifel befindet sich Griechenland in einer sehr
schwierigen Haushaltssituation. Die Situation ist ernst
und wird im Übrigen von der griechischen Regierung
auch nicht beschönigt. Endlich, möchte ich sagen; denn
leider mussten wir an der Verlässlichkeit griechischer
Zahlen in den letzten Jahren zweifeln. Wir wissen heute,
dass die Zahlen viele Jahre bewusst gefälscht wurden.

Das Reformprogramm der griechischen Regierung ist
ambitioniert, aber nicht unerfüllbar. Darauf will ich auch
einmal hinweisen. Wenn ich sehe, dass das Rentenein-
trittsalter in Griechenland auf 63 hochgesetzt worden
ist, dann ist das gut. Aber wir sind bei 67 Jahren. Dies
haben wir nicht gemacht, weil es uns Spaß macht, son-
dern deswegen, weil wir sonst die Rentenstruktur nicht
hinbekämen. Griechenland erhöht die Mehrwertsteuer
um 2 Prozentpunkte. Das ist wichtig, um die eigenen
Staatsfinanzen in den Griff zu bekommen. Wir haben die
Mehrwertsteuer um 3 Prozentpunkte erhöht, um dies zu
erreichen. Das hat auch keinen Spaß gemacht, war aber
notwendig. Griechenland hat das Ostergeld und das
Weihnachtsgeld für die Angestellten im öffentlichen
Dienst gestrichen. Die rot-grüne Bundesregierung hat
das sogenannte dreizehnte Monatsgehalt 2004 gestri-
chen, übrigens ausnahmsweise ein richtiger Punkt. Wir
sehen, die Reformen, die Griechenland in Angriff
nimmt, sind richtig; sie müssen umgesetzt werden, und
Griechenland braucht unsere Unterstützung dafür. Aber
es sind durchweg Reformen, die in diesem Land sehr
spät in Gang gesetzt werden und bei uns in den letzten
zehn Jahren schon umgesetzt wurden. Deshalb ist es
wichtig, dass Griechenland diese Arbeit in erster Linie
alleine macht. 

(Beifall bei der CDU/CSU – Axel Schäfer
[Bochum] [SPD]: Das war Rot-Grün, sehr
wahr!)

Ich möchte noch auf einen Punkt hinweisen: Bei dem,
was wir eben nicht nur in Griechenland, sondern auch in
Portugal und Spanien und anderen Mitgliedsländern se-
hen, können wir, was den Stabilitäts- und Wachstums-
pakt betrifft, nicht einfach weiter so machen, auch wenn
wir die kurzfristigen Probleme halbwegs gelöst haben.
Es hat sich gezeigt, dass der Wachstums- und Stabilitäts-
pakt gerade dann nicht funktioniert, wenn eine Krise be-
sonders schwer ist. Deshalb müssen wir uns Gedanken
darüber machen, wie wir den Stabilitäts- und Wachstums-
pakt verändern und ihn krisenfester machen. Ich finde es
zum Beispiel sehr richtig, dass der Europäische Rat
wahrscheinlich schon heute darüber redet – ein Fachmi-
nisterrat wird das umsetzen –, endlich die Kontrollbe-
fugnisse von Eurostat erheblich auszuweiten. Eurostat
soll künftig die Möglichkeit haben, direkt in den Län-
dern zu prüfen, ob die Zahlen, die sie öffentlich angeben
oder nach Brüssel weitergeben, stimmen. Ich weiß: Rot-
Grün hat das damals abgelehnt. Wir haben es damals,
2004, auch abgelehnt; das war ein Fehler. Jetzt ist es
wichtig, diesen Fehler so schnell wie möglich zu korri-
gieren. 

Ich möchte noch eines sagen: Zukünftig können wir
in den europäischen Verträgen, in der Euro-Gruppe nicht
mehr ausschließlich auf finanzielle Sanktionen setzen.
Wenn ein Land nämlich erst einmal kurz vor der Zah-
lungsunfähigkeit steht, dann nützt es nicht mehr viel,
Sanktionen in Form einer finanziellen Strafe zu erteilen.
Wir müssen uns da etwas Intelligenteres einfallen lassen.
Es gibt verschiedene Möglichkeiten, die erwogen wer-
den sollten. Zum einen könnte man im Rahmen eines
Vertragsverletzungsverfahrens wegen eines Verstoßes
gegen die Kriterien des Stabilitäts- und Wachstumspak-
tes die Stimmrechte eines Landes teilweise aussetzen.
Darüber sollten wir nachdenken. Ich weiß, dass wir da-
für die Verträge ändern müssen. Wir sollten zum anderen
aber das, was ansatzweise im Lissabon-Vertrag schon
angelegt ist, nämlich die Möglichkeit, Zahlungen – zum
Beispiel Agrarsubventionen oder Mittel aus den Struk-
turfonds – einzufrieren, ausbauen. Im Übrigen können
schon jetzt Mittel aus dem Kohäsionsfonds eingefroren
werden; das wurde aber noch nie gemacht. 

Eines möchte ich noch sagen: Ich finde es schon
merkwürdig, dass Herr Barroso, der auch schon vor fünf
Jahren Kommissionspräsident war, jetzt in Interviews er-
klärt: Ich bin nicht schuld; ich konnte nichts machen,
weil ich keine Möglichkeiten hatte. 

(Dr. Angelica Schwall-Düren [SPD]: Den ha-
ben Sie doch haben wollen! – Axel Schäfer
[Bochum] [SPD]: Den hat Frau Merkel durch-
gesetzt! Ihr Präsident! Ihr Parteigänger!)

Er sollte erklären, warum er die Möglichkeiten, die er
hatte, nicht genutzt hat. 

Das Thema Europa wird auch in Zukunft wichtig
sein. Wir sind da auf dem richtigen Weg. Ich wünsche
der Bundeskanzlerin für den Europäischen Rat alles
Gute. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse: 
Ich schließe die Aussprache.

Wir kommen zu den Entschließungsanträgen. 

Der Entschließungsantrag der Fraktion der SPD auf
Drucksache 17/1191 soll überwiesen werden: zur feder-
führenden Beratung an den Ausschuss für die Angele-
genheiten der Europäischen Union und zur Mitberatung
an den Auswärtigen Ausschuss, den Finanzausschuss
und den Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz, den Ausschuss für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit und den Haushaltsaus-
schuss. Sind Sie damit einverstanden? – Das ist der Fall.
Dann ist die Überweisung so beschlossen. 
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(A) (C)

(D)(B)
Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse

Der Entschließungsantrag der Fraktion Die Linke auf
Drucksache 17/1170 soll zur federführenden Beratung
an den Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäi-
schen Union und zur Mitberatung an den Ausschuss für
Wirtschaft und Technologie überwiesen werden. Sind
Sie damit einverstanden? – Das ist der Fall. Dann ist die
Überweisung so beschlossen.

Der Entschließungsantrag der Fraktion Die Linke auf
Drucksache 17/1171 soll zur federführenden Beratung
an den Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäi-
schen Union und zur Mitberatung an den Auswärtigen
Ausschuss überwiesen werden. Sind Sie damit einver-
standen? – Das ist der Fall. Dann ist die Überweisung so
beschlossen.

Wir kommen nun zum Entschließungsantrag der Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen auf Drucksache 17/1172. Die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen wünscht Abstimmung
in der Sache. Die Fraktionen der CDU/CSU und FDP
wünschen Überweisung, und zwar zur federführenden
Beratung an den Ausschuss für die Angelegenheiten der
Europäischen Union und zur Mitberatung an den Aus-
wärtigen Ausschuss und den Finanzausschuss sowie an
den Ernährungs- und den Umweltausschuss. Die Ab-
stimmung über den Antrag auf Ausschussüberweisung
geht nach ständiger Übung vor. Ich frage deshalb: Wer
stimmt für die beantragte Überweisung? – Wer stimmt
dagegen? – Enthaltungen? – Die Überweisung ist so be-
schlossen, und zwar mit den Stimmen von CDU/CSU,
SPD, FDP und der Linken gegen die Stimmen der Grü-
nen. Wir stimmen also heute nicht über den Entschlie-
ßungsantrag ab. 
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